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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Beschluß des Rates vom 31. Oktober 1994 

über das System der Eigenmittel der Europäischen Gemeinschaften 


A. Zielsetzung 

Der Ministerrat hat am 31. Oktober 1994 den Text eines Beschlusses 
über das System der Eigenmittel der Europäischen Gemeinschaften 
angenommen. Dieser Beschluß soll an die Stelle des Beschlusses des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 24. Juni 1988 über das 
System der Eigenmittel der Gemeinschaften treten. 

In Umsetzung der Schlußfolgerungen des Europäischen Rates vom 
1 1 . und 1 2. Dezember 1 992 in Edinburgh wird durch den Beschluß des 
Rates vom 31 . Oktober 1994 die Finanzausstattung der Gemeinschaft 
erweitert und die Lastenverteilung bei der Aufbringung der Eigenmittel 
der Gemeinschaft zwischen den Mitgliedstaaten verändert. Gleich- 
zeitig wird die Korrektur zugunsten des Vereinigten Königreichs, wie 
sie bereits im Beschluß des Rates über die Eigenmittel der Gemein- 
schaften vom 24. Juni 1988 vorgesehen war, fortgeführt. 

B. Lösung 

Der auf Artikel 201 EG-Vertrag und auf Artikel 173 Euratom-Vertrag 
gestützte Beschluß des Rates vom 31. Oktober 1994 ist den Mitglied- 
staaten zur Annahme gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschrif- 
ten empfohlen. Nach Artikel 23 Abs. 1 Satz 2 und Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes bedürfen der Beschluß vom 31. Oktober 
1994 sowie die zu diesem Beschluß zu Protokoll des Rates abgegebe- 
nen Erklärungen der Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung 
zuständigen Körperschaften, da sie sich auf Gegenstände der Bun- 
desgesetzgebung beziehen und Hoheitsrechte übertragen werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Die Erweiterung der Finanzausstattung der Gemeinschaft sowie die 
Änderungen im Finanzierungssystem mit daraus resultierenden Bela- 
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stungsverschiebungen führen im Vergleich zur geltenden Rechtslage 
bist 999 voraussichtlich zu folgenden zusätzlichen Abführungen von 
Eigenmitteln: 1995: 0,4 Mrd DM; 1996: 0,6 Mrd DM; 1997: 1 ,4 Mrd DM; 
1998: 2,1 Mrd DM; 1999: 2,6 Mrd DM. Insgesamt würden sich die 
Abführungen von Mehrwertsteuer- und BSP-Eigenmitteln bei voller 
Ausschöpfung der jeweiligen Unterplafonds zu Lasten des Bundes 
voraussichtlich wie folgt belaufen: 1995: 35,1 Mrd DM; 1996: 38,0 Mrd 
DM; 1997: 41,3 Mrd DM; 1998: 44,8 Mrd DM; 1999: 48,2 Mrd DM. 

Den Ländern und Gemeinden entstehen keine Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (41 1) - 680 10 - Ei 2/95 Bonn, den 2. Februar 1995 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Beschluß des Rates vom 31. Oktober 1994 über das 
System der Eigenmittel der Europäischen Gemeinschaften mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 679. Sitzung am 20. Januar 1995 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus 
Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf 

Gesetz 

zu dem Beschluß des Rates vom 31. Oktober 1994 
über das System der Eigenmittel der Europäischen Gemeinschaften 

Vom ... 1995 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem Beschluß des Rates vom 31. Oktober 1994 über das System der Eigen- 
mittel der Europäischen Gemeinschaften sowie den zu diesem Beschluß zu 
Protokoll des Rates abgegebenen Erklärungen wird zugestimmt. Der Beschluß 
und die zu diesem Beschluß zu Protokoll des Rates abgegebenen Erklärungen 
werden nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Beschluß nach seinem Artikel 1 1 Abs. 1 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Der Beschluß des Rates vom 31 . Oktober 1994 über das System der Eigenmittel 
der Europäischen Gemeinschaften stützt sich auf Artikel 201 des EG-Vertrages 
und Artikel 173 des Euratom- Vertrages. Nach diesen Vertragsartikeln legt der Rat 
nach Anhörung des Europäischen Parlaments einstimmig die Bestimmungen zur 
EG-Flnanzierung fest und empfiehlt sie den Mitgliedstaaten zur Annahme gemäß 
ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften. 

Auf den Beschluß des Rates vom 31 . Oktober 1994 und die zu diesem Beschluß 
zu Protokoll des Rates abgegebenen Erklärungen finden Artikel 23 Abs. 1 Satz 2 
und Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, da Hoheitsrechte 
übertragen werden und Gegenstände der Bundesgesetzgebung betroffen sind. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist gemäß Artikel 23 Abs. 1 Satz 2 sowie, da 
die Mehrwertsteuer-Eigenmittel aus dem Umsatzsteueraufkommen abzuführen 
sind, nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Beschluß nach seinem Artikel 1 1 Abs. 1 
für die Bundesrepublik Deutschland In Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 

Schlußbemerkung 

Aus dem Beschluß des Rates vom 31. Oktober 1994 ergeben sich zusätzliche 
finanzielle Belastungen für die Bundesrepublik Deutschland. 

Die Erweiterung der Finanzausstattung der Gemeinschaft führt im Vergleich mit 
der geltenden Rechtslage zu zusätzlichen Abführungen, insbesondere von 
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BSP-Eigenmitteln. Die Veränderungen bei der Eigenmittelstruktur - das Gewicht 
der Mehrwertsteuer-Eigenmittel wird zugunsten des Gewichts der BSP-Eigen- 
mittel reduziert - wurden in der folgenden Rechnung in ihren Auswirkungen für 
die Bundesrepublik Deutschland für den Gesamtzeitraum entsprechend den 
letzten verfügbaren Daten (Soll-Zahlen für 1995) behandelt. 

MWSt-ZBSP-Abführungen 1995 1996 1997 1998 1999 

- in Mrd. DM - 


Geltende Rechtslage 
neuer Eigenmittel-Beschluß 

34,7 

35,1 

37.4 

38,0 

39,9 

41,3 

42.7 

44.8 

45,6 

48,2 

Differenz 

0,4 

0,6 

1,4 

2,1 

2,6 


Bei den o.a. Angaben wurde unterstellt, daß die im Eigenmittelbeschluß jeweils 
vorgesehenen Höchstbeträge für die entsprechenden Jahre einschließlich der 
Sicherheitsmarge voll ausgeschöpft werden; der tatsächliche Grad der Ausnut- 
zung des neuen Eigenmittelplafonds wird jedoch von dem Volumen des jewei- 
ligen EG-Jahreshaushalts abhängen, das vom Ministerrat und vom Europäischen 
Parlament festgelegt wird. 

Die Gesamtabführungen an Eigenmitteln nach dem neuen Eigenmittelbeschluß 
vom 31. Oktober 1994 durch die Bundesrepublik Deutschland werden sich 
voraussichtlich wie folgt entwickeln (in Mrd. DM): 



1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

Zölle’) 

8,0 

8,2 

8,4 

8,6 

8,8 

Agrarabschöpfungen ’ ) 

0,9 

1.0 

1.0 

1.0 

1.0 

MWSt- und BSP-Elgenmittel 

35,1 

38,0 

41,3 

44,8 

48,2 

Gesamtabführungen 

44,0 

47.2 

50,7 

54,4 

58,0 


Aus diesem Zustimmungsgesetz sind keine Preiswirkungen ersichtlich, da die 
zusätzlichen Abführungen an die Europäischen Gemeinschaften keine meßbaren 
Nachfrageänderungen auslösen werden. 


’) Davon werden 10% als pauschale Abgeltung für Erhebungskosten einbehalten und als Einnahme im Bundeshaushalt 
verbucht. 
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Beschluß des Rates 
vom 31 . Oktober 1 994 

über das System der Eigenmittel der Europäischen Gemeinschaften 


Der Rat der Europäischen Union - 

gestutzt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, Insbesondere auf Artikel 201, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 173, 

auf Vorschlag der Kommission’), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch den Beschluß 88/376/EWG, Euratom des Rates vom 
24. Juni 1988 über das System der Eigenmittel der Gemeinschaf- 
ten^) ist die Zusammensetzung der Eigenmittel erweitert und 
verändert worden; dies erfolgte zum einen durch die Begrenzung 
der Bemessungsgrundlage für die Mehrwertsteuer (MWSt)-Eigen- 
mitte! auf 55% des jährlichen Bruttosozialprodukts zu Marktprei- 
sen (BSP) unter Beibehaltung eines Höchstabrufsatzes von 1.4% 
und zum anderen durch die Einführung einer zusätzlichen Ein- 
nahme, die sich nach dem Gesamtbetrag des BSP der Mitglied- 
Staaten bemißt. 

Der Europäische Rat ist auf seiner Tagung vom 11. und 
12. Dezember 1992 In Edinburgh zu bestimmten Schlußfolgerun- 
gen gelangt. 

Die Gemeinschaften müssen über angemessene Einnahmen für 
die Finanzierung ihrer Politiken verfügen. 

Gemäß den genannten Schlußfolgerungen können die Gemein- 
schaften bis 1999 über einen maximalen Eigenmittelbetrag in 
Höhe von 1,27% des gesamten BSP der Mitgliedstaaten ver- 
fügen. 

Damit diese Obergrenze eingehalten wird, darf der Gesamtbe- • 
trag der den Gemeinschaften im Zeitraum von 1995 bis 1999 zur 
Verfügung stehenden Eigenmittel in keinem Jahr einen bestimm- 
ten Prozentsatz des Gesamtbetrags der BSP der Mitgliedstaaten 
für das betreffende Jahr übersteigen. 

Für die Mittel für Verpflichtungen wird eine Obergrenze von 
1,335% der BSP der Mitgliedstaaten festgesetzt; es ist sicherzu- 
stellen. daß die Entwicklung der Mittel für Verpflichtungen und der 
Mittel für Zahlungen geordnet verläuft. 

Die genannten Obergrenzen sollten so lange gelten, bis dieser 
Beschluß geändert wird. 

Um entsprechend dem Protokoll über den wirtschaftlichen und 
sozialen Zusammenhalt, das dem Vertrag über die Europäische 
Union beigefügt ist, der Beitragskapazität der einzelnen Mitglied- 
staaten im System der Eigenmittel Rechnung zu tragen und für die 
weniger wohlhabenden Mitgliedstaaten die regressiven Elemente 
im derzeitigen System der Eigenmittel zu korrigieren, ist eine 
erneute Änderung der Regeln für die Finanzierung der Gemein- 
schaften vorzunehmen: 


’) ABI. Nr. C 300 vom 6. 11. 1993, S. 17. 
*) ABI. Nr. C 61 vom 28. 2. 1994, S. 105. 
3) ABI. Nr. C 52 vom 19. 2. 1994, S. 1. 

*) ABI. Nr. L 185 vom 15. 7. 1988, S. 24. 


- Der auf die einheitliche MWSt-Eigenmlttelbemessungsgrundia- 
ge jedes Mitgliedstaates anzuwendende einheitliche Satz wird 
im Zeitraum von 1995 bis 1999 in gleichen Schritten von 1,4% 
auf 1,0% reduziert; 

- die MWSt-EigenmIttelbemessungsgrundlage der Mitgliedstaa- 
ten, deren Pro-Kopf-BSP kn Jahre 1991 weniger als 90% des 
Gemeinschaftsdurchschnitts betrug - d. h. Griechenland, Spa- 
nien, Irland und Portugal wird ab 1995 auf 50% Ihres BSP 
begrenzt, und die MWSt-Eigenmittelbemessungsgrundiage für 
die übrigen Mitgliedstaaten wird im Zeitraum 1995 bis 1999 in 
gleichen Schritten von 55% auf 50% reduziert. 

Der Europäische Rat hat sich mehrfach mit der Frage der 
Korrektur der Haushaltsungieichgewichte beschäftigt, insbeson- 
dere auf seiner Tagung am 25. und 26. Juni 1984. 

Der Europäische Rat vom 11. und 12. Dezember 1992 hat die 
Im Beschluß 88/376/EWG, Euratom festgelegte Berechnungs- 
formel für die Korrektur der Haushaltsungleichgewichte bestätigt. 

Es ist darauf zu achten, daß die Haushaltsungieichgewichte so 
korrigiert werden, daß die für die Politiken der Gemeinschaft 
verfügbaren Eigenmittel nicht angegriffen werden. 

Für die Währungsresen/e, im folgenden „EAGFL-Währungs- 
reserve“ genannt, sind spezifische Bestimmungen erlassen wor- 
den. 

Gemäß den Schlußfolgerungen des Europäischen Rates sind 
Im Haushalt zwei Reserven einzurichten, nämlich die Reserve zur 
Finanzierung des Kreditgarantiefonds und die Resen/e für Sofort- 
hilfen zugunsten von Drittländern. Für diese beiden Reserven sind 
ebenfalls spezifische Bestimmungen zu erlassen. 

Die Kommission legt vor Ende des Jahres 1 999 einen Bericht 
über das Funktionieren des Systems vor, der auch eine Überprü- 
fung der dem Vereinigten Königreich zugestandenen Korrektur 
der Haushaltsungieichgewichte umfaßt. Sie legt ferner, ebenfalls 
bis Ende des Jahres 1999, einen Bericht über die Ergebnisse 
einer Studie vor, in der die Möglichkeiten für die Schaffung einer 
neuen Eigenmittelquelle sowie die Modalitäten für die Einführung 
eines festen einheitlichen Satzes für die MWSt-Eigenmittelbemes- 
sungsgrundlage untersucht werden. 

Es sollten Bestimmungen vorgesehen werden, die den Über- 
gang von dem durch den Beschluß 88/376/EWG, Euratom einge- 
führten System zu dem sich aus dem vorliegenden Beschluß 
ergebenden System gewährleisten. 

Der Europäische Rat hat vorgesehen, daß der vorliegende 
Beschluß zum 1. Januar 1995 wirksam wird - 

Hat folgende Bestimmungen festgelegt, die er den Mitgliedstaa- 
ten zur Annahme empfiehlt: 

Artikel 1 

Den Gemeinschaften werden zur Finanzierung ihres Haushalts 
nach Maßgabe der folgenden Artikel Eigenmittel zugewiesen. 

Der Haushalt der Gemeinschaften wird, unbeschadet der sonsti- 
gen Einnahmen, vollständig aus Eigenmitteln der Gemeinschaften 
finanziert. 

Artikel 2 

(1) Folgende Einnahmen stellen in den Haushalt der Gemein- 
schaften einzusetzende Eigenmittel dar: 
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a) Abschöpfungen, Prämien, Zusatz- oder Ausgleichsbeträge, 
zusätzliche Teilbeträge und andere Abgaben auf den Waren- 
verkehr mit Nichtmitgliedstaaten, die von den Gemeinschafts- 
organen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik eingeführt 
worden sind oder noch eingefuhrt werden, sowie Abgaben, die 
Im Rahmen der Gemeinsamen Marktorganisation für Zucker 
vorgesehen sind; 

b) Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs und andere Zölle auf den 
Warenverkehr mit Nichtmitgliedstaaten, die von den Gemein- 
schaftsorganen eingeführt worden sind oder noch eingeführt 
werden, sowie Zölle auf die unter den Vertrag über die Grün- 
dung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
fallenden Erzeugnisse; 

c) Einnahmen, die sich aus der Anwendung eines für alle Mit- 
gliedstaaten einheitlichen Satzes auf die nach Gemeinschafts- 
vorschriften bestimmte einheitliche MWSt-Eigenmlttelbemes- 
sungsgrundlage eines jeden Mitgliedstaates ergeben. Zur An- 
wendung dieses Beschlusses darf jedoch die Bemessungs- 
grundlage der Mitgliedstaaten, deren Pro-Kopf-BSP im Jahre 
1991 weniger als 90% des Gemeinschaftsdurchschnitts be- 
trug, von 1995 an 50% ihres BSP nicht übersteigen; für die 
übrigen Mitgliedstaaten gilt folgende Begrenzung der Bemes- 
sungsgrundlage In % ihres BSP: 

- 54% im Jahr 1995, 

- 53% im Jahr 1996, 

- 52% im Jahr 1997, 

- 51% Im Jahr 1998, 

- 50% im Jahr 1999. 

Der für alle Mitgliedstaaten für 1999 vorgesehene Begren- 
zungssatz von 50% ihres BSP gilt so lange, bis dieser Be- 
schluß geändert wird. 

d) Einnahmen, die sich ergeben aus der Anwendung eines im 
Rahmen des Haushaltsverfahrens unter Berücksichtigung al- 
ler übrigen Einnahmen festzulegenden Satzes auf den Ge- 
samtbetrag des BSP aller Mitgliedstaaten, das nach gemein- 
schaftlichen Regeln entsprechend der Richtlinie 89/130/EWG, 
Euratom^) festgesetzt wird. 

(2) In den Haushalt der Gemeinschaften einzusetzende Eigen- 
mittel sind ferner Einnahmen aus sonstigen, gemäß dem Vertrag 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft oder dem Vertrag 
zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft im Rahmen 
einer gemeinsamen Politik eingeführten Abgaben, sofern das 
Verfahren des Artikels 201 des Vertrags zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft oder des Artikels 173 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft durchgeführt 
worden ist. 

(3) Die Mitgliedstaaten behalten von den Zahlungen gemäß 
Absatz 1 Buchstaben a und b 10% für Erhebungskosten ein. 

(4) Der in Absatz 1 Buchstabe c genannte einheitliche Satz 
entspricht einem Betrag, der sich dadurch ergibt, daß 

a) ein Satz von: 

- 1,32% im Jahr 1995, 

- 1,24%lm Jahr 1996, 

- 1,16% im Jahr 1997, 

- 1,08%im Jahr 1998, 

- 1,00% im Jahr 1999 

auf die MWSt-Eigenmittelbemessungsgrundlage für die Mit- 
gliedstaaten angewendet wird. Der für 1999 vorgesehene Satz 
von 1 ,00% gilt solange, bis dieser Beschluß geändert wird; 

b) der Bruttobetrag des In Artikel 4 Nummer 2 genannten Refe- 
renzausgleichsbetrags abgezogen wird. Der Bruttobetrag Ist 
der Betrag der Ausgleichszahlung, der wegen der Nichtbeteili- 
gung des Vereinigten Königreichs an der Finanzierung seines 

ABI. Nr. L 49 vom 21. 2. 1989, S. 26. 


eigenen Ausgleichs und der Senkung des Anteils der Bundes- 
republik Deutschland um ein Drittel entsprechend angepaßt 
wird. Er wird so berechnet, als würde der Referenzausgleichs- 
betrag von den Mitgliedstaaten nach ihren gemäß Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe c bestimmten MWSt-Eigenmittelbemes- 
sungsgrundlagen finanziert. 

(5) Der nach Absatz 1 Buchstabe d festgelegte Satz ist auf das 
BSP der einzelnen Mitgliedstaaten anwendbar, 

(6) Ist der Haushaltsplan zu Beginn des Haushaltsjahres noch 
nicht verabschiedet worden, so bleiben der einheitliche MWSt- 
Eigenmittelsatz und der auf die zuvor festgesetzten BSP der 
Mitgliedstaaten anzuwendende Satz unbeschadet der Bestim- 
mungen, die im Zusammenhang mit der Schaffung der EAGFL- 
Währungsreserve, der Resen/e zur Finanzierung des Kredit- 
garantiefonds und der Reserve für Soforthilfen zugunsten von 
Drittländern gemäß Artikel 8 Absatz 2 erlassen werden, bis zum 
Inkrafttreten der neuen Sätze gültig. 

(7) BSP im Sinne dieses Beschlusses ist das Bruttosozialpro- 
dukt des jeweiligen Jahres zu Marktpreisen. 


Artikel 3 

(1) Die Gesamtobergrenze der Eigenmittel der Gemeinschaften 
wird für die Zahlungsermächtigungen auf 1,27% des BSP der 
Mitgliedstaaten festgelegt. 

Der Gesamtbetrag der Eigenmittel der Gemeinschaften darf im 
Zeitraum 1995 bis 1999 in keinem Jahr die nachstehenden Pro- 
zentsätze der BSP der Mitgliedstaaten für das betreffende Jahr 
übersteigen: 

- 1995: 1,21%, 

- 1996: 1,22%, 

- 1997: 1,24%. 

- 1998: 1,26%, 

^ 1999: 1,27%. 

(2) Die Mittel für Verpflichtungen, die im Zeitraum 1995 bis 1999 
In den Gesamthaushaltsplan der Gemeinschaften eingesetzt 
werden, müssen eine geordnete Entwicklung aufweisen, die zu 
einem Gesamtvolumen führt, das 1,335% der BSP der Mitglied- 
staaten im Jahr 1 999 nicht übersteigt. Es ist für ein geordnetes 
Verhältnis zwischen den Mitteln für Verpflichtungen und den Mit- 
teln für Zahlungen zu sorgen, um zu gewährleisten, daß sie 
miteinander vereinbar sind und daß die In Absatz 1 für die folgen- 
den Jahre genannten Obergrenzen eingehalten werden können. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Gesamtobergren- 
zen gelten so lange, bis dieser Beschluß geändert wird. 


Artikel 4 

Es wird eine Korrektur der Haushaltsungleichgewichte zugun- 
sten des Vereinigten Königreichs angewandt. Diese Korrektur 
besteht aus einem Grundbetrag und einem Anpassungsbetrag. 
Durch die Anwendung des Anpassungsbetrags wird der Grundbe- 
Irag an einen Referenzausgleichsbetrag angepaßt. 

1 . Der Grundbetrag wird wie folgt bestimmt; 

a) Es wird die sich im vorhergehenden Haushaltsjahr erge- 
bende Differenz berechnet zwischen: 

- dem prozentualen Anteil des Vereinigten Königreichs an 
der Summe der Zahlungen gemäß Artikel 2 Absatz 1 
Buchstaben c und d, die während des betreffenden 
Haushaltsjahres geleistet worden wären, einschließlich 
der Anpassungen des einheitlichen Satzes für frühere 
Haushaltsjahre, 

und 

- dem prozentualen Anteil des Vereinigten Königreichs an 
den aufteilbaren Gesamtausgaben; 
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b) der so ermittelte Differenzbetrag wird auf die aufteilbaren 
Gesamtausgaben angewandt; 

c) das Ergebnis wird mit 0,66 multipliziert. 

2. Der Referenzausgleichsbetrag Ist der Korrekturbetrag, der 
sich ergibt aus der Anwendung der nachstehenden Buchsta- 
ben a, b und c, korrigiert um die Auswirkung, die sich für das 
Vereinigte Königreich aus der Begrenzung der MWSt-Eigen- 
mittelbemessungsgrundlage und den Zahlungen gemäß Arti- 
kel 2 Absatz 1 Buchstabe d ergibt. 

Der Referenzausgleichsbetrag wird wie folgt errechnet: 

a) Es wird die sich Im vorhergehenden Haushaltsjahr erge- 
bende Differenz berechnet zwischen: 

- dem prozentualen Anteil des Vereinigten Königreichs an 
den gesamten MWSt-Eigenmittelzahlungen, die wäh- 
rend des betreffenden Haushaltsjahres geleistet worden 
wären, einschließlich der Anpassungen für frühere 
Haushaltsjahre hinsichtlich der Beträge, die durch die In 
Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben c und d genannten Ein- 
nahmen finanziert werden, wenn der einheitliche Satz 
auf die nichtbegrenzten Bemessungsgrundlagen ange- 
wandt worden wäre, 

und 

- dem prozentualen Anteil des Vereinigten Königreichs an 
den aufteilbaren Gesamtausgaben; 

b) der so ermittelte Differenzbetrag wird auf die aufteilbaren 
Gesamtausgaben angewandt; 

c) das Ergebnis wird mit 0,66 multipliziert; 

d) die Zahlungen des Vereinigten Königreichs gemäß Num- 
mer 1 Buchstabe a erster Gedankenstrich werden von den 
Zahlungen gemäß Buchstabe a erster Gedankenstrich 
dieses Unterabsatzes abgezogen; 

e) der gemäß Buchstabe d ermittelte Betrag wird von dem 
gemäß Buchstabe c errechneten Betrag abgezogen. 

3. Der Grundbetrag wird so angepaßt, daß er dem Referenzaus- 
gleichsbetrag entspricht. 

Artikel 5 

(1) Der Korrekturbetrag wird von den übrigen Mitgliedstaaten 
nach den folgenden Modalitäten finanziert: 

Die Aufteilung des zu finanzierenden Betrags wird zunächst nach 
dem jeweiligen Anteil der Mitgliedstaaten an den Zahlungen ge- 
mäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe d - unter Ausschluß des 
Vereinigten Königreichs - berechnet; sodann wird er in der Weise 
angepaßt, daß der Anteil der Bundesrepublik Deutschland auf 
zwei Drittel des sich aus dieser Berechnung ergebenden Anteils 
begrenzt ist. 

(2) Die Ausgleichszahiung an das Vereinigte Königreich wird 
mit seinen Zahlungen gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben c 
und d verrechnet. Die von den übrigen Mitgliedstaaten zu tra- 
gende Finanzlast kommt zu deren jeweiligen Zahlungen gemäß 
Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben c und d hinzu. 

(3) Die Kommission nimmt die zur Anwendung von Artikel 4 und 
dieses Artikels erforderlichen Berechnungen vor. 

(4) Ist der Haushaltsplan zu Beginn des Haushaltsjahres noch 
nicht verabschiedet, so bleiben die im letzten endgültig festgestell- 
ten Haushaltsplan eingesetzte Ausgleichszahlung an das Verei- 
nigte Königreich und der dafür von den übrigen Mitgliedstaaten 
aufzubringende Betrag anwendbar. 

Artikel 6 

Die Einnahmen gemäß Artikel 2 dienen unterschiedslos der 
Finanzierung aller im Haushaltsplan ausgewiesenen Ausgaben. 
Die Einnahmen, die zur vollstäridigen oder teilweisen Deckung 
der in den Haushaltsplan eingesetzten drei Reserven - der 
EAGFL-Währungsreserve, der Reserve zur Finanzierung des 


Kreditgarantiefonds und der Reserve für Soforthilfen zugunsten 
von Drittländern - erforderlich sind, werden erst dann bei den 
Mitgliedstaaten abgerufen, wenn diese Reserven in Anspruch 
genommen werden. Die Bestimmungen für die Funktionsweise 
dieser Reserven werden erforderlichenfalls gemäß Artikel 8 Ab- 
satz 2 erlassen. 

Absatz 1 greift der Behandlung der Beiträge, die einige Mitglied- 
staaten zu den in Artikel 1301 des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft vorgesehenen Zusatzprogrammen 
leisten, nicht vor. 

Artikel 7 

Ein etwaiger Mehrbetrag der Einnahmen der Gemeinschaften 
gegenüber den tatsächlichen Gesamtausgaben im Verlauf eines 
Haushaltsjahres wird auf das folgende Haushaltsjahr übertragen. 

Etwaige Mehrbeträge, die bei einer Übertragung von Mitteln von 
Kapiteln des EAGFL, Abteilung Garantie, nach der Währungs- 
reserve anfallen, oder Mehrbeträge des Garantiefonds im Zusam- 
menhang mit außenpolitischen Maßnahmen, die dem Einnah- 
menansatz des Haushalts hinzugerechnet werden, werden als 
Eigenmittelbeträge angesehen. 

Artikel 8 

(1) Die Eigenmittel der Gemeinschaften gemäß Artikel 2 Ab- 
satz 1 Buchstaben a und b werden von den Mitgliedstaaten nach 
den Innerstaatlichen Rechts- und Venvaltungsvorschriften erho- 
ben, die gegebenenfalls den Erfordernissen der Gemeinschafts- 
regelung anzupassen sind. Die Kommission nimmt in regelmäßi- 
gen Abständen eine Prüfung der einzelstaatlichen Bestimmungen 
vor, die ihr von den Mitgliedstaaten mitgeteilt werden, teilt den 
Mitgliedstaaten die Anpassungen mit, die sie zur Gewährleistung 
ihrer Übereinstimmung mit den Gemeinschaftsvorschriften für 
notwendig hält, und erstattet der Haushaltsbehörde Bericht. Die 
Mitgliedstaaten stellen die Mittel nach Artikel 2 Absatz 1 Buchsta- 
ben a bis d der Kommission zur Verfügung. 

(2) Unbeschadet der in Artikel 188 c des Vertrags zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft vorgesehenen Rechnungsprü- 
fung und der Prüfungen der Übereinstimmung und der Ordnungs- 
mäßigkeit - diese Rechnungsprüfung und diese Prüfungen er- 
strecken sich Im wesentlichen auf die Zuverlässigkeit und Effi- 
zienz der einzelstaatlichen Systeme und Verfahren zur Ermittlung 
der Grundlage für die MWSt- und BSP-Eigenmittel - und unbe- 
schadet der Kontrollmaßnahmen gemäß Artikel 209 Buchstabe c 
des genannten Vertrags erläßt der Rat auf Vorschlag der Kommis- 
sion und nach Anhörung des Europäischen Parlaments, einstim- 
mig die zur Durchführung dieses Beschlusses erforderlichen Vor- 
schriften sowie die Vorschriften über die Kontrolle der Erhebung 
der Einnahmen gemäß den Artikeln 2 und 5 und Vorschriften 
darüber, wie diese Einnahmen der Kommission zur Verfügung zu 
stellen und wann sie abzuführen sind. 

Artikel 9 

Der Mechanismus, wonach Griechenland bis 1985 gemäß Arti- 
kel 127 der Beitrittsakte von 1979 sowie Spanien und Portugal bis 
1991 gemäß den Artikeln 187 und 374 der Beitrittsakte von 1985 
ein degressiver Teil der als Eigenmittel aus der MWSt oder als 
Finanzbeiträge auf der Grundlage des BSP gezahlten Beträge 
erstattet wird, ist auf die MWSt-Eigenmittel und auf die BSP- 
Elgenmittel gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben c und d dieses 
Beschlusses anzuwenden. Er ist ferner auf die Zahlungen dieser 
letzteren beiden Mitgliedstaaten aufgrund von Artikel 5 Absatz 2 
dieses Beschlusses anzuwenden. Hinsichtlich dieser letztgenann- 
ten Zahlungen gilt derjenige Erstattungssatz, der für das Jahr 
angewandt wurde, für das der Korrekturbetrag gewährt wird. 

Artikel 10 

Die Kommission unterbreitet vor Ablauf des Jahres 1999 einen 
Bericht über das Funktionieren des mit diesem Beschluß einge- 
führten Systems, der auch eine Überprüfung der dem Vereinigten 
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Königreich zugestandenen Korrektur der Haushaltsungleichge- 
wichte umfaßt. Sie legt ferner bis Ende des Jahres 1999 einen 
Bericht über die Ergebnisse einer Studie vor, in der die Möglich- 
keiten für die Schaffung einer neuen Eigenmittelquelle sowie die 
Modalitäten für die Einführung eines festen einheitlichen Satzes 
für die MWSt-Eigenmittelbemessungsgrundlage untersucht wer- 
den. 

Artikeln 

(1) Dieser Beschluß wird den Mitgliedstaaten vom General- 
sekretär des Rates bekanntgegeben und im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften veröffentlicht. 

Die Mitgliedstaaten teilen dem Generalsekretär des Rates unver- 
züglich den Abschluß der Verfahren mit, die nach ihren verfas- 
sungsrechtlichen Vorschriften zur Annahme dieses Beschlusses 
erforderlich sind. 

Dieser Beschluß tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf 
den Monat des Eingangs der letzten Mitteilung gemäß Unterab- 
satz 2 folgt. Er wird zum 1 . Januar 1 995 wirksam. 

(2) 

a) Vorbehaltlich des Buchstabens b wird der Beschluß 88/ 
376/EWG, Euratom zum 1. Januar 1995 aufgehoben. Ver- 
weise auf den Beschluß 70/243/EGKS, EWG, Euratom des 
Rates vom 21. April 1970 über die Ersetzung der Finanzbei- 
träge der Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der Gemein- 


schaften’), den Beschluß 85/257/ EWG, Euratom des Rates 
vom 7. Mai 1985 über das System der eigenen Mittel der 
Gemeinschaften®) oder den Beschluß 88/376/EWG Euratom 
sind als Verweise auf den vorliegenden Beschluß zu ver- 
stehen. 

b) Artikel 3 des Beschlusses 85/257/EWG, Euratom Ist weiterhin 
bei der Berechnung und der Anpassung der Einnahmen an- 
zuwenden, die sich für das Haushaltsjahr 1987 und die voran- 
gegangenen Haushaltsjahre aus der Anwendung von Sätzen 
auf die einheitlich ohne Begrenzung festgelegte MWSt-Eigen- 
mittelbemessungsgrundlage ergeben. 

Die Artikel 2, 4 und 5 des Beschlusses 88/376/EWG, Euratom 
sind weiterhin bei der Berechnung und der Anpassung der Ein- 
nahmen, die sich aus der Anwendung eines für alle Mitgliedstaa- 
ten einheitlichen Satzes auf die einheitlich festgeiegte, auf 55% 
des BSP jedes Mitgliedstaates begrenzte MWSt-Eigenmittelbe- 
messungsgrundlage ergeben, sowie bei der Berechnung der Kor- 
rektur der Haushaltsungleichgewichte zugunsten des Verelr^gten 
Königreichs für die Haushaltsjahre 1988 bis 1 994 anzuwenden. Ist 
Artikel 2 Absatz 7 des genannten Beschlusses anzuwenden, so 
werden bei den Berechnungen, die für den betreffenden Mitglieds- 
staat nach dem vorliegenden Absatz anzustellen sind, anstelle der 
MWSt-Eigenmittelzahlungen Finanzbeiträge zugrunde gelegt; 
diese Regelung gilt ferner für die Zahlungen zur Anpassung der 
Berichtigungsbeträge für frühere Haushaltsjahre. 


Geschehen zu Luxemburg am 31. Oktober 1994 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
K. Kinkel 


’) ABI. Nr. L 94 vom 28. 4. 1970, S. 19. 

ABI. Nr. L 128 vom 14. 5. 1985, S. 15. Aufgehoben durch den Beschluß 88/ 
376/EWG. 
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Anlage 


Erklärungen 

zum Beschluß des Rates 
zur Ersetzung des Beschlusses 8ß/376/EWG, 
Euratom des Rates vom 24. Juni 1988 
über das System der Eigenmittel der Gemeinschaften 


1 . Erklärung zu Artikel 1 

Der Rat ist übereingekommen, daß die Einnahmen aus 
den Gemeinschaftsanleihen, die auf den Kapitalmärkten auf- 
genommen wurden, nicht Teil der „sonstigen Einnahmen“ irr} 
Sinne von Artikel 1 dieses Beschlusses sind. 

2. Erklärung zu Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c 

Der Rat und die Kommission stellen fest, daß der 
Europäische Rat (Edinburgh) In seinen Schlußfolgerungen 
festgelegt hat, daß für Mitgliedstaaten mit einem Pro-Kopf- 
BSP von weniger als 90% des Gemeinschaftsdurchschnitts 
die MWSt-EigenmIttelbemessungsgrundlage ab 1995 auf 
50% des BSP dieser Mitgliedstaaten begrenzt wird. 

Der Rat und die Kommission sind der Auffassung, 
daß der Europäische Rat mit diesen Schlußfolgerungen be- 
stimmen wollte, daß hier dieselben Auswahlkriterien gelten 
wie für den Kohäsionsfonds. Deshalb sind Griechenland, 
Spanien, Irland und Portugal die Mitgliedstaaten, denen eine 
vorzeitige Begrenzung der MWSt-Eigenmittelbemessungs- 
grundlage zugestanden wird. 

3. Erklärung zu Artikel 2 Absatz 6 

Der Rat und die Kommission erklären, daß die in 
Artikel 2 Absatz 6 genannten MWSt- und BSP-Eigenmittel- 
Sätze ohne Berücksichtigung der EAGFL-Währungsreserve, 
der Reserve für Darlehensgarantien und der Resen/e für 
Soforthilfe berechnet werden und für die MWSt- und BSP- 
Eigenmittelbemessungsgrundlage des vorhergehenden Jah- 
res gelten. 

4. Erklärung zu den Artikeln 4 und 5 

D e r R at stimmt mit der Annahme dieses Beschlusses auch 
der Methode der Berechnung, Finanzierung, Zahlung und 
haushaltsmäßigen Erfassung der Korrektur der Haushalts- 
ungleichgewichte — gemäß Artikel 4 und 5 dieses Beschlus- 
ses - in der Fassung der Arbeitsunterlage der Kommission, 
die in Dokument 5455/94 ECOFIN 31 RESPR 11 FIN 107 
wiedergegeben ist, zu. 

5. Erklärung zu Artikel 8 Absatz 2 

Der Rat nimmt zur Kenntnis, daß 

- die Kommission nach dem in Artikel 8 Absatz 2 vorgesehe- 
nen Verfahren Vorschläge unterbreiten will, die eine Über- 
prüfung der Verfahren der Mitgliedstaaten für die Erfas- 
sung der Steuerpflichtigen, die Ermittlung und Einziehung 
der Mehrwertsteuer sowie für entsprechende Kontrollen 
ermöglichen und die Wirksamkeit dieser Verfahren verbes- 
sern sollen; 

- die Kommission beabsichtigt, ihre Maßnahmen zur Har- 
monisierung des BSP fortzusetzen, und daß sie die Kon- 
trollen, mit denen die Vergleichbarkeit, die Zuverlässigkeit 
und die Vollständigkeit der BSP-Ermittlung sichergestellt 
werden soll, verstärken wird. 

6. Erklärung zu Artikel 9 

In bezug auf die Korrekturen, die bei den Erstattungen infolge 
eventueller Anpassungen der MWSt- und BSP-Eigenmittel- 


Grundlagen für die Jahre 1981 bis 1991 zugunsten von 
Griechenland, Spanien und Portugal vorzunehmen sind, hat 
die Kommission erklärt, sie wolle der Haushaltsbehörde 
künftig die Ausweisung der entsprechenden Beträge als 
(positive oder negative) Einnahmen im Haushalt der Gemein- 
schaften Vorschlägen. 

Der Rat hat diese Erklärung zur Kenntnis genommen. 

7. Erklärung zu Artikel 10 

Der Rat stellt fest, daß die Kommission in ihrem Bericht 
über das System der Eigenmittel (Dok. 5202/92) die Bedin- 
gungen klar dargelegt hat, denen ihres Erachtens eine etwa- 
ige künftige fünfte Eigenmittelquelle entsprechen müßte. 

8. Erklärung zu Artikel 10 

Die Kommission erklärt, 

“ daß sie jedes Jahr einen Bericht vorlegen wird, in dem für 
die einzelnen Tätigkeitsbereiche in der Gemeinschaft die 
Eckpunkte des Haushaltsvollzugs des Vorjahres dargelegt 
werden; 

- daß sie jedem Mitgliedstaat die Hohe der In seinem Gebiet 
getätigten operationeilen Ausgaben der Gemeinschaft - 
aufgeschlüsselt nach Bereichen - sowie den relativen 
Anteil dieser Ausgaben an den entsprechenden Gesamt- 
ausgaben der Gemeinschaft mitteilen wird. Es ist dann 
Sache des betreffenden Mitgliedstaats, zu entscheiden, 
welchen Gebrauch er von diesen Informationen machen 
will. 

Die Kommission wird diese Zahlenangaben dort, wo sie 
dies für zweckdienlich hält, mit Erläuterungen versehen und 
unter dem Vorbehalt methodisch bedingter Ungenauigkeiten 
übermitteln, 

9. Erklärung zu Artikel 10 

Der Rat nimmt zur Kenntnis, daß die Kommission die in 
Artikel 10 genannten Berichte rechtzeitig vorlegen wird, so 
daß diese In den Erörterungen des Rates über den „Eigen- 
mittel“-Beschluß berücksichtigt werden können. 

10. Erklärungen zum Arbeitsdokument der Kommission be- 
treffend Berechnung, Finanzierung, Zahlung und haus- 
haltsmäßige Erfassung der Korrektur der Haushalts- 
unglelchgewichte 

a) Berücksichtigung und Aufteilung der Verwaltungs- 
aufgaben 

Die belgische und die luxemburgische De- 
legation haben an ihren Widerspruch gegen die von 
der Kommission gewählten Modalitäten für die Berück- 
sichtigung und Aufteilung der Verwaltungsausgaben er- 
innert. Diese Ausgaben besonderer Art entsprechen nicht 
den wirtschaftlichen Interessen der betroffenen Mitglied- 
staaten. Wie 1 988 haben sich diese Delegationen jedoch 
bereit erklärt, ihre VenA/endung ausschließlich zu Zwek- 
ken dieses Beschlusses nicht zu behindern. 

Die Kommission hat die Erklärung der belgischen und der 
luxemburgischen Delegation zur Kenntnis genommen 
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und wird sie bei der in Artikel 10 des Beschlusses über 
das System der Eigenmittel vorgesehenen Überprüfung 
des Korrektursystems berücksichtigen. 

b) Zu Kapitel D Abschnitt II (Aktualisierungen) 

Die Kommission erklärt, daß sie so bald wie möglich 
Anpassungen vorschlagen wird, falls die tatsächliche Ent- 
wicklung spürbar von den vorgesehenen Zahlen ab- 
weicht. 

c) Zu Kapitel D Abschnitt III (Endgültige Berechnung) 

DieKommission erklärt, daß die endgültigen Berech- 
nungen auf der Grundlage des Wechselkurses erfolgen 


werden, der in dem betreffenden Begzugsjahr gültig 
war. 

d) Zu Kapitel D Abschnitt III Nummer 2 dritter Absatz 

Die deutsche Delegation erklärt, daß sie bei ihrer 
Zustimmung zu dem genannten Arbeitsdokument von 
folgendem Verständnis des Kapitels D Abschnitt III Num- 
mer 2 dritter Absatz ausgeht: 

Es sind die jeweils geltenden Durchführungsbestimmun- 
gen zum Abführungssatz für die MWSt-Eigenmittel bzw. 
für die BSP-Eigenmittel sowie die einschlägigen Bestim- 
mungen des Eigenmittelbeschlusses, Insbesondere Arti- 
kel 2 Absatz 1 Buchstabe d zu beachten. 


12 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/382 


Denkschrift zum Beschluß 
I. Vorgeschichte 

1. Die Römischen Verträge und der Beschluß des Rates vom 
21. April 1970 

a) Die Verträge vom 25. März 1957 zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft (Artikel 201) (j^tzt 
EG- Vertrag) und zur Gründung der Europäischen Atomge- 
meinschaft (Artikel 173) sehen die Ersetzung der zunächst 
geltenden Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eige- 
ne Mittel der Gemeinschaften vor. 

b) Der Rat legte in seinem Beschluß vom 21 . April 1970 eine 
schrittweise Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitglied- 
staaten durch eigene Mittel fest. Nach Artikel 4 Abs. 1 
ünterabs. 1 dieses Beschlusses sollte der Haushalt der 
Gemeinschaften ab 1. Januar 1975 vollständig aus eige- 
nen Mitteln der Gemeinschaften finanziert werden. 

Als eigene Mittel wurden der Gemeinschaft zugewiesen: 

- die Agrarabschöpfungen (1 . Finanzierungsquelle) 
einschl. Zuckerabgaben 

- die Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs (2. Finanzie- 
rungsquelle) 

- die Einnahmen aus der Anwendung eines Satzes von 
bis zu 1% einer - für die Mitgliedstaaten einheitlich 
definierten - steuerpflichtigen Bemessungsgrundlage') 
für die Mehrwertsteuer (3. Finanzierungsquelle). 

Wegen Verzögerungen bei der Verabschiedung und An- 
wendung der Vorschriften über die einheitliche Bemes- 
sungsgrundlage konnten die MWSt-Eigenmittel jedoch 
erst ab 1980 voll in das EG-Finanzierungssystem integriert 
werden. 

Neu beigetretene Mitgliedstaaten hatten das Recht, wäh- 
rend einer Übergangszeit bis zur Einführung des MWSt- 
Systems Finanzbeiträge auf der Grundlage des jeweiligen 
BSP-Anteils anstelle der MWSt- Eigenmittelzahlungen zu 
leisten. Davon haben Griechenland von 1981 bis 1986 und 
Portugal von 1986 bis 1988 Gebrauch gemacht. 

Zölle und Agrarabschöpfungen wurden von den Mitglied- 
staaten in voller Höhe an die Gemeinschaft abgeführt. Der 
hiervon nicht gedeckte Teil des EG-Haushalts war inner- 
halb des 1%-Plafonds durch MWSt-EigenmIttel zu finan- 
zieren. Die Übergangszeit von der Abkehr vom System der 
Finanzbeiträge bis zur tatsächlichen Einführung des Ei- 
genmittelsystems dauerte von 1971 bis 1980. Der Be- 
schluß von 1970 wurde durch den Beschluß vom 7. 5. 
1985 abgelöst, weil im Zusammenhang mit dem Beitritt 
von Spanien und Portugal die absehbaren Ausgaben nicht 
innerhalb der damaligen Eigenmittelgrenze zu finanzieren 
waren. 

2. Der Beschluß des Rates vom 7. Mai 1985 

a) Kembestandteile des Beschlusses des Rates vom 7. Mai 
1 985 waren die vom Europäischen Rat in Fontainebleau 
(25./26. Juni 1984) vereinbarte Erhöhung des MWSt- 
Eigenmittelplafonds auf 1,4% der Bemessungsgrundlage 
sowie die auf der Einnahmenseite des EG-Haushalts ab- 
zuwickelnde Ausgleichsregelung für das Vereinigte König- 
reich (zuvor Abwicklung in Form von Ausgabeprogram- 
men). 

b) Mit der Erhöhung des MWSt-Eigenmittelplafonds auf 1 ,4% 
ab 1. Januar 1986 wurde die Finanzausstattung der 

’) Die einheitliche Bemessungsgrundlage entspricht der Summe aller steuerpflichtigen 
Umsätze (Warenlieferungen, Dienstleistungen und Einfuhren) auf der Stufe des 
Letztverbrauchs. 


Gemeinschaft deutlich erhöht; damit sollte auch der Er- 
weiterung der Gemeinschaft um Spanien und Portugal 
zum 1 . Januar 1986 Rechnung getragen werden. Der neue 
MWSt-Eigenmittelplafond in Höhe von 1,4% wurde in den 
beiden Jahren 1986 und 1987 jeweils voll in Anspruch 
genommen. 

Angesichts der Abwicklung des Ausgleichs für das Ver- 
einigte Königreich über die Einnahmenseite wurde der 
Abführungshöchstsatz von 1 ,4% allerdings nur auf diejeni- 
gen Mitgliedstaaten angewandt, die sich voll an der Finan- 
zierung dieses Ausgleichs beteiligten (zur Erinnerung: GB 
beteiligt sich nicht an der Finanzierung seines Aus- 
gleichs, D nur mit 2/3 seines eigentlichen Anteils). 

Der britische Abführungssatz betrug 1987 0,83%, der 
deutsche - wegen der ermäßigten Beteiligung an der 
Finanzierung des Ausgleichs - 1,35%, für alle übrigen 
Mitgliedstaaten 1,40.%. 

Der durchschnittliche Abführungssatz („einheitlicher Satz“) 
belief sich 1986 auf 1,25%, 1987 auf 1,27%. 

c) Die Ausgleichsregelung legte fest, daß dem Vereinigten 
Königreich 66% seiner Differenz zwischen MWSt-Eigen- 
mittelanteil und Rückflußanteil (bezogen auf das Volumen 
der gesamten aufteilbaren Ausgaben) erstattet wurden. 
Diese Erstattung erfolgte durch eine entsprechende Ver- 
ringerung des MWSt-Eigenmittelsatzes für das Vereinigte 
Königreich. 

Die anderen Mitgliedstaaten finanzierten diesen Ausgleich 
mit ihren MWSt- Eigenmittelanteilen, wobei für die Bundes- 
republik Deutschland eine Minderbeteiligung galt: sie muß- 
te nur zwei Drittel ihres eigentlichen Finanzierungsanteils 
tragen. 

Die Abwicklung des Ausgleichs wurde in dem jeweils fol- 
genden Haushaltsjahr vorgenommen (z.B. 1986 für 1985 
rd. 1 900 Mio ECU). 

3. Der Eigenmittelbeschluß vom 24. Juni 1988 

Auf der Basis von Vorschlägen der Kommission (Delors- 
Paket I) und der Beratungen der Europäischen Räte von 
Brüssel (29 ./30. Juni 1987), Kopenhagen (4./5. Dezember 
1987) und des Sonder-Europäischen Rates von Brüssel vom 
11. bis 13. Februar 1988 faßte der Rat unter deutscher Präsi- 
dentschaft am 24. Juni 1988 nach Konzertierung mit dem 
Europäischen Parlament den neuen Eigenmittelbeschluß; sei- 
ne wesentlichen Elemente sind wie folgt zu skizzieren: 

- neuer, alle Eigenmittelarten umfassender Plafond (1,2% 
des BSP der Gemeinschaft), mit jährlichen Obergrenzen 
bis 1992 

- 1,4%-Abführungssatz auf die MWSt-Bemessungsgrund- 
lage; die MWSt-Bemessungsgrundlage eines Mitglied- 
staates wird jedoch nur bis zu 55% seines BSP als Abfüh- 
rungsgrundlage herangezogen (sog. Kappung) 

- eine neue (4.) Finanzierungsquelle, bezogen auf das BSP 
zu Marktpreisen der einzelnen Mitgliedstaaten 

- die Übertragung der EGKS-Zölle auf den EG-Haushalt 

- Einbehalt der Mitgliedstaaten von 1 0% des Aufkommens 
an Zöllen und Agrarabschöpfungen als Abgeltung für 
Erhebungskosten 

- ein modifizierter Ausgleichsmechanismus für das Ver- 
einigte Königreich: 

= das Vereinigte Königreich erhält einen Ausgleichsan- 
spruch in bisheriger Höhe, wobei jedoch die Auswir- 
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kungen durch die Veränderungen im Finanzierungs- 
system voll angerechnet werden 

die anderen Mitgliedstaaten finanzieren diesen Aus- 
gleich anhand ihrer BSP-Antelle (bisher MWSt-Ei- 
genmittelanteile). 

Für drei Mitgliedstaaten gelten Sonderregelungen: 
die Bundesrepublik Deutschland tragt zwei Drittel ihres 
eigentlichen Finanzierungsanteils; 


Anfang November 1992 modifizierte die EG-Kommission 
unter dem Eindruck der Diskussion im Ministerrat ihre 
Vorstellungen vom Februar/März 1992 wie folgt: 

- Streckung des Finanzplanungszeitraums bis 1999; 
Geltung des neuen EG-Eigenmittelsystems erst ab 
1. Januar 1995 und Beibehaltung des geltenden Pla- 
fonds von 1,20% des Gemeinschafts-BSP in den Jah- 
ren 1993 und 1994. 


für einen Fünf-Jahres-Zeitraum erhalten Spanien und 
Portugal Erstattungen eines Teils ihrer Beteiligung 
über die Ausgabenseite des EG-Haushalts. 

- Einführung einer Währungsresen/e, um die Auswirkungen 
beträchtlicher und unvorhergesehener Änderungen der 
ECU/Dollar-Pahtät auf die Agrarmarktausgaben ausglei- 
chen zu können 

- eine Obergrenze für das Volumen der Verpflichtungser- 
mächtigungen im Jahr 1992 (1,30% BSP) sowie das Prin- 
zip einer geordneten Entwicklung des Verhältnisses zwi- 
schen Verpfiichtungs- und Zahlungsermächtigungen. 

4. Der Weg zum neuen Eigenmittelbeschluß vom 31. Oktober 

1994 

a) Vorschläge der EG-Kommission im Rahmen des sog. 
Delors-Pakets 11 

Ende Februar/Anfang März 1992 legte die EG-Kommis- 
slon eine Reihe von Mitteilungen und Berichten vor, in der 
sie ihre Vorstellungen über die künftige Finanzierung der 
Gemeinschaft für die Einnahmen- und die Ausgabenseite 
entwickelte (sog. Delors-Paket 11). In diesem Gesamtkon- 
zept schlug die EG-Kommission vor, bereits ab 1993 den 
geltenden Eigenmittelbeschluß, Insbesondere zur Höhe 
der Finanzausstattung der Gemeinschaft und zur Struktur 
der EG-Eigenmittel, zu ändern. Im einzelnen stellte die 
EG-Kommission hierzu folgende Überlegungen an: 

- Zur Finanzausstattung der Gemeinschaft 

Bis zum Jahre 1997 sollte der geltende Eigenmittelpla- 
fond von 1,20% des BSP der Gemeinschaft bis auf 
1 ,37% des Gemeinschafts-BSP angehoben werden. 

- Zur Eigenmittelstruktur 

Das Gewicht der MWSt-Eigenmittel an der Gesamtheit 
der Finanzierungsquelten sollte von 55% auf rd. 35% 
im Jahre 1997 durch Absenkung des maximalen 
MWSt-Abführungssatzes von 1 ,4 auf 1 ,0% der Bemes- 
sungsgrundlage sowie durch eine Absenkung der gel- 
tenden Kappungsgrenze für die MWSt-Eigenmittel von 
55 auf 50% des BSP eines Mitgliedstaates her- 
beigeführt werden. 

- Die Möglichkeiten zur Einführung einer neuen, fünften 
Einnahmequelle hatte die EG-Kommission geprüft; sie 
war jedoch zu der Feststellung gelangt, «daß es gegen- 
wärtig keine Steuer gibt, deren Grundlage hinreichend 
harmonisiert Ist.“ 

- Zum GB-Ausgleich legte sie Ende Juli 1992 einen 
getrennten Bericht vor. In dem sie sich für eine Fortfüh- 
rung des Korrekturmechanismus aussprach. 

b) Der Europäische Rat von Lissabon am 26./27. Juni 1992 

Auf dem Europäischen Rat von Lissabon wurde unter 
Bezugnahme auf das Kohäsionsprotokoll zum Vertrag von 
Maastricht über die Europäische Union beschlossen, daß 
bei einer Korrektur des derzeitigen Systems insbesondere 
der Lage der Kohäsionsstaaten Rechnung zu tragen sein 
wird. Dieser Beschluß zielte insbesondere auf die Tat- 
sache ab, daß diese Staaten - gemessen an Ihrem BSP- 
Anteil - einen überproportionalen Anteil an den MWSt- 
Eigenmitteln zu tragen hatten. 

c) Die Vorschläge der EG-Kommission von Anfang Novem- 
ber 1992 


- Erforderliches Eigenmittelvolumen 1999 1,32% des 
Gemeinschafts-BSP. 

- Die Kappungsgrenze für die MWSt-Eigenmittel sollte 
ab 1. Januar 1995 von derzeit 55 auf 50% des Jeweili- 
gen BSP für die vier Kohäsionsländer (Spanien, Grie- 
chenland, Portugal und Irland) vorab gesenkt werden; 
für die übrigen Mitgliedstaaten schrittweise Absenkung 
bis zum Jahre 1999 auf ebenfalls 50%. 

d) Die Beschlüsse des Europäischen Rates von Edinburgh 
am 11./12. Dezember 1992 

- EG-Eigenmittelplafond 

Die Kernfrage der Verhandlungen war die Frage des 
EG-Eigenmittelplafonds. Erbestimmt das Volumen der 
Einnahmen und damit auch der Ausgaben der Ge- 
meinschaft. Hierzu hat es folgende Einigung gege- 
ben: 

= In den Jahren 1993 und 1994 wird der geltende 
Plafond von 1 ,20% des Gemeinschafts-BSP beibe- 
halten; 

= ab 1 . Januar 1 995 wird dieser Plafond schrittweise In 
Form von Jahresplafonds bis auf 1 ,27% des BSP im 
Jahre 1999 angehoben. 

Die Ausgabenplanung der Gemeinschaft wird In Ver- 
pflichtungsermächtigungen aufgestellt. Der Europä- 
ische Rat hat daher ergänzend beschlossen, daß zwi- 
schen Verpflichtungsermächtigungen und Zahlungser- 
mächtigungen ein genau festgelegtes Verhältnis ge- 
wahrt werden soll, damit die Vereinbarkeit beider Grö- 
ßen gewährleistet ist und die Obergrenze für die Eigen- 
mittel eingehalten werden kann. Danach dürfen die 
Verpflichtungsermächtigungen des Haushaltsplans der 
Gemeinschaft nur gleichmäßig ansteigen, insgesamt 
jedoch nicht eine Obergrenze von 1,335% des Ge- 
meinschafts-BSP übersteigen. 

- Veränderungen bei der Eigenmitteistruktur 

Zum 1. Januar 1995 sollen Veränderungen bei der 
Eigenmittelstruktur dazu beitragen, das Gewicht der 
MWSt-Eigenmittel schrittweise zu verringern und damit 
die Inanspruchnahme der BSP-Eigenmittel zu ver- 
stärken. Mit den vereinbarten Maßnahmen sollen ins- 
besondere die vier weniger wohlhabenden Mitglied- 
staaten entsprechend dem Maastrichter Kohäsions- 
protokoll sowie den Lissaboner Gipfelbeschlüssen ent- 
lastet werden. Diese Zielsetzung soll durch eine Sen- 
kung der Kappungsgrenze bei der MWSt-Bemes- 
sungsgrundlage und durch eine schrittweise Senkung 
des Abführungssatzes für die MWSt-Eigenmittel er- 
reicht werden. 

= Senkung der Kappungsgrenze bei der NWSt-Be- 
messungsgrundlage von derzeit 55% des BSP auf 
künftig 50% des BSP 

Diese Regelung wird nur für die vier Kohäsionsstaa- 
ten ab 1995 voll angewandt; für alle anderen Mit- 
giiedstaaten wird sie im Zeitraum 1995 bis 1999 
schrittweise angewandt werden. 

= Senkung des MwSt-Eigenmittelhöchstsatzes von 
derzeit 1,4% auf 1,0% der MWSt-Bemessungs- 
grundiage 

Um die Belastungsverschiebungen zwischen den 
Mitgliedstaaten auf der Einnahmenseite nicht abrupt 
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eintreten zu lassen, wird dieses Element in (glei- 
chen) Schritten Im Zeitraum 1995 bis 1999 einge- 
führt. 

Zum deutschen Vorschlag eines festen einheitlichen 
Satzes bei den MWSt-Eigenmitteln hat der Europä- 
ische Rat von Edinburgh einen Prüfauftrag erteilt. 

- Korrektürmechanismus für das Vereinigte König- 
reich 

Hier konnte von den anderen Mitgliedstaaten keine 
Änderung der Sonderregelung für das Vereinigte Kö- 
nigreich durchgesetzt werden. 

- Fünfte Einnahmequeile der Gemeinschaften (Ge- 
meinschaftssteuer) 

Zur Einführung einer fünften Einnahmequelle hat der 
Europäische Rat der EG-Kommission einen Studien- 
auftrag sowie einen Auftrag für einen Bericht zum Ende 
des Zeitraums der Finanziellen Voralisschau (1999) 
erteilt. 

- Reserven 

Neben der bereits bestehenden Agrarwährungsreser- 
ve hat der Europäische Rat die Schaffung einer Reser- 
ve für Soforthilfen In Drittländern sowie eine Reserve 
für einen Kreditgarantiefonds für Darlehen an Drittlän- 
der beschlossen. Die Mittelansätze für diese beiden 
Fonds sollen je 300 Mio ECU jährlich nicht überschrei- 
ten. 

- Geltungsdauer 

Die für 1999 vorgesehenen Obergrenzen des neuen 
EG-Eigenmittelbeschlusses sollen nach dem Beschluß 
des Europäischen Rates solange weitergelten, bis der 
neue Beschluß über die Eigenmittel geändert wird. 

e) Die förmlichen Vorschläge der EG-Kommission für einen 
neuen EG-Eigenmittelbeschluß 

Zur Umsetzung der politischen Beschlüsse des Euro- 
päischen Rates von Edinburgh hat die EG-Kommission 
Ende Oktober 1 993 einen Vorschlag für einen Beschluß 
des Rates über das System der Eigenmittel der Gemein- 
schaften unterbreitet. 

Neben der rechtlichen Umsetzung der o.g. Beschlüsse des 
Europäischen Rates hat die EG-Kommission dabei weitere 
Änderungen vorgeschlagen: 

“ Artikel 7, der die Behandlung von Überschüssen eines 
Haushaltsjahres regelt, sollte gestrichen werden. Nach 
Auffassung der EG-Kommlssion sollten im Zusammen- 
hang mit einer generellen Neuregelung der Behand- 
lung von Überschüssen oder Defiziten im EG-Haushalt 
diese Sachverhalte im Sekundärrecht (d. h. unterhalb 
der Ebene des Eigenmittelbeschlusses) geregelt wer- 
den (vom Rat abgelehnt). 

- Darüber hinaus schlug sie ein Prüfungs- und Empfeh- 
lungsrecht für sich selbst in bezug auf die nationalen 
Umsatzsteuererhebungssysteme vor. Gegenstand die- 
ser Prüfungs- und Empfehlungsrechte sollten die natio- 
nalen Verfahren zur Erfassung von Steuerpflichtigen, 
der Ermittlung und Abführung der Mehrwertsteuer so- 
wie für entsprechende Kontrollen sein (vom Rat abge- 
lehnt). 

- Außerdem wurden eine Reihe redaktioneller Änderun- 
gen in Anpassung an die zwischenzeitlich eingetretene 
Entwicklung vorgeschlagen. 

f) Ratsberatungen; Europäisches Parlament 

Die Vorschläge der EG-Kommission wurden in den Rats- 
gremien intensiv beraten. 

Das Europäische Parlament beschloß auf seiner Tagung 
am 9. Februar 1994 Änderungsanträge zu dem Entwurf 
eines neuen Eigenmittelbeschlusses. Die EG-Kommission 


hat einen großen Teil dieser Änderungsvorschläge in ih- 
rem geänderten Vorschlag für einen neuen Eigenmittelbe- 
schluß vom 7. März 1 994 übernommen. 

Der Rat hat einen Teil der Änderungswünsche des Euro- 
päischen Parlaments in seiner gemeinsamen Ausrichtung 
zu dem neuen Eigenmittelbeschluß am 21. Oktober 1994 
übernommen, die dem Europäischen Parlament übermit- 
telt wurde. Das Europäische Parlament hat sich auf seiner 
Tagung vom 24. bis 28. Oktober 1994 mit der gemeinsa- 
men Ausrichtung des Rates einverstanden erklärt. 

Auf seiner Tagung am 31. Oktober 1994 hat der Rat den 
Eigenmittelbeschluß förmlich angenommen. 


II. Die einzelnen Bestimmungen 

Artikel 1 

Artikel 1 ist Inhaltsgleich mit Artikel 1 des Beschlusses von 1 988. 

Absatz 1 enthält die Bestimmung, daß die in den folgenden 
Artikeln den Gemeinschaften zugewiesenen Eigenmittel eine ab- 
schließende Aufzählung darstellen; nach Artikel 2 Abs. 1 Buchsta- 
ben a bis d verfügen die Gemeinschaften damit über vier Eigen- 
mittelarten. 

Absatz 2 hält den Grundsatz fest, daß der EG-Haushalt „vollstän- 
dig“ aus Eigenmitteln finanziert wird, also nicht aus Finanzbeiträ- 
gen oder Krediten. Vorsorglich hat der Rat In einer Protokollerklä- 
rung zu Artikel 1 - wie bereits zum Beschluß von 1988 - klarge- 
stellt, daß auf den Kapitalmärkten aufgenommene Anleihen der 
Gemeinschaften nicht zu den sonstigen Einnahmen im Sinne des 
Artikels 1 gehören. Hiermit soll - wie auch in der Vergangenheit - 
eine Finanzierung des Gemeinschaftshaushalts durch Anleihe- 
mittel ausgeschlossen werden. 

Die sogenannte Vollfinanzierung des EG-Haushalts aus Eigenmit- 
teln gilt „unbeschadet der sonstigen Einnahmen“. Unter diesen 
Einnahmen sind entsprechend der bisherigen Auslegung die übli- 
chen Ven/valtungseinnahmen einschließlich der Einnahmen aus 
der Steuer auf die Gehälter des Personals zu verstehen. 

Artikel 2 

Absatz 1 enthält eine abschließende Aufzählung der Eigenmittel- 
arten; danach stehen den Gemeinschaften die vier In den Buch- 
staben a bis d genannten Eigenmittelarten zur Verfügung. 

1 . Die in Absatz 1 Buchstaben a und b enthaltene Zuweisung der 
Zölle (elnschl. EGKS-Zölle) und Agrarabschöpfungen ein- 
schließlich der Zuckerabgaben als Eigenmittel der Gemein- 
schaften übernimmt den Text des Artikels 2 Abs. 1 des Be- 
schlusses von 1988. 

2. Als dritte Eigenmitlelart werden In Buchstabe c den Gemein- 
schaften die MWSt-EigenmIttel zugewiesen; sie stehen nach 
Maßgabe der Anwendung eines für alle Mitgliedstaaten glei- 
chen Satzes (Artikel 2 Abs. 4) auf die einheitlich bestimmte 
MWSt- Eigenmittelbemessungsgrundlage zur Verfügung. 

Außerdem bestimmt Buchstabe c, daß die MWSt-Eigenmlttel- 
bemessungsgrundlage eines jeden Mitgliedstaates als Abfüh- 
rungsgrundlage nur bis zu einem Höchstwert seines BSP 
berücksichtigt wird (sog. Kappungsregelung). 

Dabei wird für einen besonders begünstigten Kreis von Mit- 
gliedstaaten eine Obergrenze für die MWSt-Eigenmittel-Be- 
messungsgrundlage von 50% bereits ab 1. Januar 1995 ge- 
setzt; für die übrigen Mitgliedstaaten wird diese Obergrenze 
schrittweise von derzeit 55% auf 50% im Jahre 1999 und 
darüber hinaus gesenkt. Besonders begünstigt sind die Mit- 
gliedstaaten, deren Pro-Kopf BSP im Jahre 1991 unter 90% 
des Gemeinschaftsdurchschnitts lag; in einer Protokollerklä- 
rung zu dieser Regelung wird klargestellt, daß damit der 
gleiche Begünstigtenkreis gemeint ist, für den auch der Kohä- 
sionsfonds Anwendung findet (d. h. für Spanien, Portugal, 
Griechenland und Irland). 
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Diese Bestimmung ist ein Element der Neuregelung der La- 
stenverteilung zwischen den Mitgliedstaaten (siehe auch 
Kommentierung zu Absatz 4). 

3. Absatz 1 Buchstabe d bestimmt als vierte Eigenmittelart die 
BSP-Eigenmittel und legt fest, wie die Höhe der BSP-Eigen- 
mittel zu berechner^ ist; in Verbindung mit Absatz 7 wird 
klargestellt, daß es sich um das BSP zu Marktpreisen des 
jeweiligen Jahres handelt. Das BSP aller Mitgliedstaaten wird 
entsprechend der Richtlinie 89/130/EWG, Euratom nach ge- 
meinschaftlichen Regeln festgesetzt. 

Die BSP-Eigenmittel dienen der „Restfinanzierung“ des EG- 
Haushalts; im Rahmen der in Artikel 3 festgelegten jährlichen 
Obergrenzen ist der Abführungssatz bei den BSP- Eigenmit- 
teln das flexible Element im EG-Finanzierungssystem. 

4. In Absatz 2 wird die - bereits in den Beschlüssen von 1 970, 
1985 und 1988 vorgesehene - Möglichkeit der Einführung 
sonstiger Abgaben im Rahmen von Gemeinschaftspolitiken 
als Eigenmittel beibehalten, wobei das Verfahren nach Arti- 
kel 201 EG-Vertrag durchzuführen ist. Die Bestimmung trägt 
dem enumerativen Charakter der den Gemeinschaften zuge- 
wiesenen Eigenmittel Rechnung; ein Beschluß über die Ein- 
führung neuer Eigenmittel bedarf nach Artikel 201 EG-Vertrag 
der Annahme durch die Mitgliedstaaten entsprechend den 
jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften. 

5. Absatz 3 legt fest, daß die Mitgliedstaaten Anspruch auf die 
Abgeltung von pauschal 10% Erhebungskosten bei den tradi- 
tionellen Eigenmitteln (Zölle und Agrarabschöpfungen) haben; 
damit wird der bereits in den Beschlüssen von 1970, 1985 und 
1988 enthaltene Anspruch fortgeführt. 

6. Absatz 4 regelt das Berechnungsverfahren zur Ermittlung des 
einheitlich für alle Mitgliedstaaten anzuwendenden Satzes auf 
die MwSt-Eigenmittel-Bemessungsgrundlage. Wie bereits un- 
ter l.4.d envähnt, soll nach den Entscheidungen des Europäi- 
schen Rates von Edinburgh das Gewicht der MWSt-Eigenmit- 
tel an den Gesamteigenmitteln auch durch eine Reduzierung 
der Abführungssätze zugunsten der BSP-Eigenmittel verrin- 
gert werden. 

Absatz 4 Buchstabe a sieht daher gleichmäßig sinkende Ab- 
führungssätze für die MWSt-Eigenmittel von 1,32 im Jahr 
1995 auf 1,0% der MWSt-Bemessungsgrundlage im Jahre 
1 999 vor. Die komplizierte Ermittlung des einheitlichen Satzes 
wurde beibehalten; gemäß Absatz 4 Buchstaben a und b wird 
in jedem Jahr der einheitliche Satz wie folgt ermittelt: Maximal- 
volumen der MWSt-Eigenmittel des jeweiligen Jahres minus 
Bruttobetrag des Ausgleichs für das Vereinigte Königreich; der 
daraus resultierende Betrag wird auf die Summe der MWSt- 
Eigenmittelbemessungsgrundlagen bezogen und ergibt dann 
den einheitlich anzuwendenden Satz. 

Der deutsche, von der Kommission übernommene Vorschlag, 
anstelle dieser komplizierten Berechnungen mit jährlich unter- 
schiedlichen Bruttoäquivalenten, einen festen einheitlichen 
Abführungssatz für die betreffenden Jahre einzuführen, wurde 
von drei Mitgliedstaaten bei den Ratsberatungen abgelehnt 
und fand damit nicht die notwendige Einstimmigkeit. Die Kom- 
mission erhielt hierzu einen in Artikel 10 festgelegten Prüfauf- 
trag. 

7. Absatz 5 legt fest, daß der nach Absatz 1 Buchstabe d festzu- 
legende Satz bei den BSP-EigenmItteln einheitlich auf das 
BSP jedes Mitgliedstaates anzuwenden Ist. Dies ist eine 
Parallele zu der entsprechenden Regelung bei den MWSt- 
Eigenmitteln. 

8. Absatz 6 bestimmt, daß im Falle einer verspäteten Verab- 
schiedung des Haushaltsplans die festgelegten einheitlichen 
Sätze bei den MWSt- und den BSP-Eigenmitteln des Vorjah- 
res so lange gültig bleiben, bis der neue Haushaltsplan verab- 
schiedet ist. 

Absatz 6 knüpft an eine entsprechende Regelung in Artikel 2 
Abs. 6 des Beschlusses von 1988 an; die bisherige Regelung 


ist um die notwendigen Anpassungen an das neue Finanzie- 
rungssystem (neue Reserven) ergänzt worden. 

9. Absatz 7 stellt klar, daß unter Bruttosozialprodukt im Sinne 
des Eigenmittelbeschlusses das BSP zu Marktpreisen zu ver- 
stehen ist. 

Artikel 3 

1. Absatz 1 Unterabsatz 1 legt - entsprechend den Schlußfolge- 
rungen des Europäischen Rates von Edinburgh 1992 - eine 
Gesamtobergrenze für die Eigenmittel (Artikel 2 Abs. 1 Buch- 
staben a bis d) fest; sie beträgt 1 ,27% des BSP der Gemein- 
schaft und gilt solange, bis ein anderslautender Beschluß in 
Kraft getreten ist. 

In Absatz 1 Unterabsatz 2 sind Obergrenzen in Form von 
Zahlungsermächtigungen für die einzelnen Jahre 1995 bis 
1999 festgelegt. Damit steht der Gesamtplafond nach Unter- 
absatz 1 nicht von Anfang an zur Finanzierung des Haushalts 
zur Verfügung. 

2. Absatz 2 legt ein maximales Gesamtvolumen für die Ver- 
pflichtungsermächtigungen fest. Im Jahr 1999 darf das Ge- 
samtvolumen der Verpflichtungsermächtigungen 1 ,335% des 
BSP der Gemeinschaft nicht übersteigern. Nach Absatz 2 muß 
bei der Festlegung der Verpflichtungsermächtigungen be- 
achtet werden, daß die in Absatz 1 genannten jährlichen 
Obergrenzen für die Zahlungsermächtigungen eingehalten 
werden können. 

3. Absatz 3 bestimmt, daß die beiden Gesamtobergrenzen 
(1,27% des BSP für Eigenmittel und 1,335% des BSP für 
Verpflichtungsermächtigungen) solange gültig bleiben, bis der 
vorliegende Eigenmittelbeschluß geändert worden ist. 

Artikel 4 

1. Artikel 4 regelt in einem äußerst kompliziert formulierten 
Rechtstext den Ausgleichsanspruch für das Vereinigte König- 
reich. Nach den Schlußfolgerungen des Europäischen Rates 
von Edinburgh wird auch künftig die Korrektur des Haushalts- 
ungleichgewichts des Vereinigten Königreichs unter Anwen- 
dung der bisherigen Formel im Einklang mit den Grundsätzen 
und Verfahren berechnet, die im Eigenmittelbeschluß von 
1988 und im dazu gehörigen Dokument über die Arbeitsver- 
fahren enthalten sind. Der Beschluß von 1988 wiederum 
knüpft an die Regelung des Vorgängerbeschlusses von 1 985 
an, der in seinem Artikel 3 einen Ausgleich für das Vereinigte 
Königreich in Höhe von 66% der Differenz zwischen dem 
britischen MWSt-Eigenmittelanteil und dem Rückflußanteil 
(bezogen auf das Gesamtvolumen der aufteilbaren Ausgaben) 
festlegte. 

Die Änderungen im Finanzierungssystem (gegenüber dem 
Beschluß von 1985) (Kappung der MWSt-Bemessungsgrund- 
lage bei 55 bis 50% des BSP, Verstärkung des BSP als 
Bemessungsgrundlage für die vierte Finanzierungsquelle, ins- 
besondere durch die Rückführung des Plafonds der MWSt- 
Bemessungsgrundlage von 1,4% auf 1%) haben Konsequen- 
zen für die Lastenverteilung zwischen den Mitgliedstaaten. Da 
das Vereinigte Königreich auch nach dem vorliegenden Eigen- 
mittelbeschluß einen Ausgleich wie nach dem Mechanismus 
des Beschlusses von 1985 erhält, der Ausgleichsmechanis- 
mus aber technisch an das neue Finanzierungssystem ange- 
paßt werden soll, müssen die Wirkungen des neuen Finanzie- 
rungssystems Im Vergleich mit einer hypothetischen Fortfüh- 
rung des 1985er Finanzierungssystems gesondert berechnet 
werden. 

2. Der einleitende Absatz des Artikels 4 stellt klar, daß drei 
Ausgleichsbeträge zu ermitteln sind: 

- der Grundbetrag; er stellt 66% der Differenz zwischen 
den Zahlungen des Vereinigten Königreichs an MWSt- und 
BSP-Eigenmitteln (Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben c und d) 
und dem Rückflußanteil dar, bezogen auf das Gesamtvo- 
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iumen der aufteilbaren Ausgaben. Der Grundbetrag ist das 
Ergebnis der Übertragung des 1985er Ausgleichsmecha- 
nismus auf das 1988 eingeführte neue System: statt allein 
MWSt-Eigenmittelanteil nun gewichteter Anteil an den 
MWSt- und BSP-Eigenmittelzahiungen. 

- der Referenzausgleichsbetrag; das ist der Ausgleichs- 
anspruch, den das Vereinigte Königreich bei einer hypo- 
thetischen Fortführung des bisherigen Finanzierungssy- 
stems erhalten hätte, bereinigt um die finanziellen Auswir- 
kungen der Änderungen im Finanzierungssystem (Kap- 
pung der MWSt-Bemessungsgrundlagen bei 55 bis 50% 
des BSP, Verstärkung der BSP-Eigenmittel). 

- der Anpassungsbetrag; das ist die Differenz zwischen 
Referenzausgleichsbetrag und Grundbetrag. 

3. Nummer 1 regelt die Berechnung des Grundbetrages. Zu- 
nächst wird durch Buchstabe a - wie im übrigen auch in 
Nummer 2 Buchstabe a - klargestellt, daß der Ausgleich für 
ein gegebenes Jahr im jeweils folgenden Haushaltsjahr abge- 
wickelt wird; dies entspricht auch der Regelung in den Be- 
schlüssen von 1985 und 1988. 

Nummer 1 Buchstabe a legt fest, daß die Differenz zwischen 
dem Anteil des Vereinigten Königreichs an den Gesamtzah- 
lungen bei den MWSt- und BSP-Eigenmitteln und dem Anteil 
an den Gesamtrückfiüssen aus dem EG-Haushait zu bilden 
ist. 

Nach Nummer 1 Buchstabe b ist der sich aus Buchstabe a 
ergebende Prozentpunkt-Satz auf das Gesamtvolumen der 
aufteilbaren Ausgaben zu beziehen; daraus ergibt sich ein 
absoluter Betrag. 

Nach Nummer 1 Buchstabe c ist dieser absolute Betrag mit 
dem bereits im Beschluß von 1985 festgelegten Ausgleichs- 
satz von 0,66 zu multiplizieren, um den Grundbetrag zu erhal- 
ten. 

4. Nummer 2 stellt in den Buchstaben a bis c den bisherigen 
Ausgleichsanspruch nach dem Beschluß von 1985 fest. Die- 
ser Ausgleichsanspruch ist um die finanziellen Ent- bzw. Bela- 
stungen für das Vereinigte Königreich durch das neue Finan- 
zierungssystem zu korrigieren. 

In Buchstabe d werden die finanziellen Auswirkungen für das 
Vereinigte Königreich ermittelt. Nach den vorliegenden Daten 
ist zu erwarten, daß das Vereinigte Königreich auch Im Zeit- 
raum ab 1995 sowohl durch die in Artikel 2 vorgesehene 
Begrenzung der MWSt-Bemessungsgrundlage bei 55 bis 50% 
des BSP als auch durch die Verstärkung des Gewichts der 
BSP-Eigenmittel entlastet wird. Das Ausmaß dieser Entla- 
stung erhält man durch einen Vergleich der tatsächlichen 
Zahlungen an MWSt- und BSP-Eigenmitteln (Artikel 2 Abs. 1 
Buchstaben c und d) mit hypothetischen Zahlungen auf der 
Grundlage der ungekappten MWSt-Bemessungsgrundlagen 
(Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe a 1. Anstrich). 

Den Referenzausgleichsbetrag, also den Betrag, der dem 
Vereinigten Königreich nach dem neuen Ausgleichsmechanis- 
mus zusteht, erhält man, indem der Betrag nach Buchstabe d 
von dem Betrag nach Buchstabe c abgezogen wird (Buchsta- 
be e). 

5. Nummer 3 bestimmt, daß der Grundbetrag mit Hilfe des An- 
passungsbetrages an den Referenzausgleichsbetrag angegii- 
chen wird. 

Artikel 5 

Artikel 5 regelt die Finanzierung des Ausgleichs für das Vereinigte 
Königreich. 

1. in Absatz I wird festgeiegt, daß die Mitgliedstaaten den Aus- 
gleich für das Vereinigte Königreich anhand der BSP-Anteile 
finanzieren (so auch Vorgängerbeschluß von 1988). 

Bei der Berechnung der Finanzierungsanteile der Mitglied- 
staaten ist zu berücksichtigen, daß das Vereinigte Königreich 


sich nicht an der Finanzierung des eigenen Ausgleichs betei- 
ligt und die Bundesrepublik Deutschland mit zwei Dritteln ihres 
eigentlichen Finanzierungsanteils. 

2. Absatz 2 regelt die Verrechnung der Erstattung für das Verei- 
nigte Königreich auf der einen und die Abwicklung der Finan- 
zierung des Ausgleichs durch die übrigen Mitgliedstaaten auf 
der anderen Seite. 

Der dem Vereinigten Königreich zustehende Ausgleichsbetrag 
wird von seinen nach Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe c und d in 
Verbindung mit Artikel 2 Abs. 4 und 5 zu leistenden MWSt- 
und BSP-Eigenmittelzahlungen abgezogen. 

Bei den übrigen Mitgliedstaaten werden die Beiträge zur Fi- 
nanzierung dieses Ausgleichs zu den zum einheitlichen Satz 
entweder bei den MWSt-Eigenmitteln bzw. bei den BSP- 
Eigenmitteln zu leistenden Zahlungen hinzugefügt. 

3. Nach Absatz 3 führt die Kommission die erforderlichen Be- 
rechnungen zur Abwicklung der Ausgleichsregelung durch. 
Der Rat hat in einer Protokollerklärung ein Dokument der 
Kommission gebilligt, die die erforderlichen Berechnungsver- 
fahren enthält; dies entspricht der Regelung zum Beschluß 
von 1988. 

4. Absatz 4 regelt - parallel zu den Bestimmungen über die 
Anwendung der Abführungssätze bei den MWSt- und den 
BSP-Eigenmitteln -, daß der im letzten endgültig festgestell- 
ten Haushaltsplan errechnete Ausgleichsbetrag für das Verei- 
nigte Königreich auch im neuen Jahr anzuwenden ist, wenn zu 
Beginn des Haushaltsjahres noch kein neuer verabschiedeter 
Haushaltsplan vorliegt. 


Artikel 6 

1. Absatz 1 Satz 1 legt den bereits im Eigenmittelbeschluß von 
1970 vorgesehenen Grundsatz der Gesamtdeckung der Aus- 
gaben des EG-Haushalts durch die Eigenmittel fest; dies 
entspricht auch nationalen Haushaltsgrundsätzen. 

2. In Satz 2 ist die Bereitstellung der Mittel für die vom Europäi- 
schen Rat beschlossenen Reserven geregelt. Die Volumina 
für die Währungsreserve (ab 1995 jährlich 500 Mio ECU), für 
die Soforthilfereserve (ab 1995 jährlich 300 Mio ECU - Preise 
1992) und für die Kreditgarantiereserve (ab 1995 jährlich 300 
Mio ECU - Preise 1992) werden jährlich im Haushaltsplan der 
EG veranschlagt; die Mittel zur Finanzierung dieses Betrages 
werden jedoch erst dann abgerufen, wenn die Reserven in 
Anspruch genommen werden. 

Die Einzelheiten über die Abwicklung dieser Sonderregelung 
sind in den gemäß Artikel 8 Abs. 2 erlassenen Durchführungs- 
vorschriften geregelt. 

3. Absatz 2 enthält - abweichend vom Grundsatz der Gesamt- 
deckung - eine Sonderregelung für Zusatzprogramme im 
Bereich der Forschung und technologischen Entwicklung. 

Nach Artikel 130 I des EG-Vertrages können Zusatzprogram- 
me zum Rahmenprogramm beschlossen werden. Während 
das Rahmenprogramm im EG-Haushalt veranschlagt wird und 
unter das Gesamtdeckungsprinzip fällt, werden Zusatzpro- 
gramme zwar im EG-Haushalt veranschlagt, aber nur von den 
jeweils beteiligten Mitgliedstaaten und gegebenenfalls der Ge- 
meinschaft finanziert. Der Finanzierungsschlüssel für die ein- 
zelnen Zusatzprogramme wird im Einzelfall festgelegt. 

Die Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten für Zusatzprogramme 
stellen per definitionem keine Eigenmittel dar. Der wesentliche 
Unterschied zu Gemeinschaftsprogrammen - auch für die 
haushaltsrechtliche Behandlung Ist dies von Bedeutung - 
besteht darin, daß für Zusatzprogramme nationale Finanzbei- 
träge aufgebracht werden und daß die Ausgaben für Zusatz- 
programme in Abweichung von dem Gesamtdeckungsgrund- 
satz des Absatzes 1 zweckgebunden durch diese Finanzbei- 
träge und nicht durch Eigenmittel finanziert werden. 
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Im gesamten Eigenmittelsystem hat die Vorschrift des Absat- 
zes 2 zweifellos Ausnahmecharakter. Gleichwohl wird damit 
der Gemeinschaft für einen wichtigen Politikbereich ausdrück- 
lich die Möglichkeit für ein abgestuftes Vorgehen einge- 
räumt. 

Artikel 7 

1. Artikel 7 Satz 1 ist inhaltsgleich mit Artikel 7 des Beschlusses 
von 1988. 

Diese Bestimmung bezieht sich nur auf den Überschuß eines 
Haushaltsjahres. Nach Artikel 32 der EG-Haushattsordnung 
wird der Saldo jedes Haushaltsjahres - je nachdem, ob es sich 
um einen Überschuß oder ein Defizit handelt - auf der Einnah- 
menseite oder auf der Ausgabenseite des Haushaltsplans des 
darauffolgenden Haushaltsjahres verbucht. 

Ein solcher Überschuß ist nicht den Eigenmitteln, sondern den 
sonstigen Einnahmen zuzuordnen; d. h. er steht zusätzlich zu 
den jährlichen Obergrenzen für die Eigenmittel zur Verfü- 
gung. 

2. Satz 2 enthält eine Sonderregelung für Überschüsse bei der 
Währungsreserve bzw. bei der Reserve des Kreditgarantie- 
fonds; ein Überschuß bei diesen Reserven wird als Eigenmit- 
telbetrag angesehen. Das bedeutet, daß ein Überschuß bei 
diesen Reserven auf die jährliche Obergrenze der Eigenmittel 
anzurechnen ist, also nicht zusätzlich zur Finanzierung von 
Sachpolitiken zur Verfügung steht, sondern die Abführungen 
bei den Eigenmitteln verringert. 


Artikel 8 

Hier wird inhaltlich die Regelung der Beschlüsse von 1 970, 1 985 
und 1988 fortgeführt. Die Eigenmittel werden von den Mitglied- 
staaten gemäß den einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften erhoben und der Kommission zur Verfügung gestellt. 
Absatz 2 enthält die Rechtsgrundlage für Durchführungsvorschrif- 
ten des Rates über die Kontrolle der Erhebung und über die 
Abführung der Eigenmittel. 


Artikel 9 

Artikel 9 Satz 1 regelt zunächst, daß die in den Beltrittsverträgen 
mit Griechenland bzw. Spanien und Portugal festgelegten Erstat- 
tungssätze auch auf die Zahlungen an BSP-Eigenmitteln anzu- 
wenden sind. 

Satz 2 bestimmt, daß diese Erstattungssätze auch auf die Beiträ- 
ge Spaniens und Portugals zur Finanzierung des Ausgleichs für 
das Vereinigte Königreich nach Artikel 5 Abs. 2 anzuwenden sind. 
Allerdings wird bei der Höhe der Erstattung nicht der Erstattungs- 
satz des laufenden Jahres, sondern der für das vorhergehende 
Jahr angewendet. 

Anwendung findet dieser Artikel jedoch nur für Korrekturen der 
bereits gewährten Erstattungen. 1992 war das letzte reguläre 
Anwendungsjahr dieser Regelung. 


Artikel 10 

Artikel 10 verpflichtet die Kommission, vor Jahresende 1999 einen 
Bericht vorzulegen, in dem sie Stellung bezieht zu dem Funktio- 
nieren des neuen Finanzierungssystems. Die Ausgleichsregelung 
für das Vereinigte Königreich ist ausdrücklich In die Überprüfungs- 
pflicht einbezogen. 

Darüber hinaus wurde die EG-Kommission verpflichtet, bis Ende 
des Jahres 1999 einen Bericht über die Ergebnisse einer Studie 
vorzulegen, in der die Möglichkeiten für die Schaffung einer neuen 
Eigenmittelquelle sowie die Modalitäten für die Einführung eines 
festen einheitlichen Satzes für die MWSt-Eigenmittel-Bemes- 
sungsgrundlage untersucht werden (siehe auch Kommentierung 
zu Artikel 2 Abs. 4). 

In einer Erklärung zu Artikel 10 hat die Kommission ihre Bereit- 
schaft erklärt, künftig mehr Transparenz über die Ausgaben des 
EG-Haushalts zu schaffen. Die deutsche Delegation hat dabei 
durchgesetzt, daß die EG-Kommission jedem Mitgliedstaat die 
Höhe der in seinem Gebiet getätigten operationeilen Ausgaben 
der Gemeinschaft, aufgeschlüsselt nach Bereichen sowie den 
relativen Anteil dieser Ausgaben an den entsprechenden Gesamt- 
ausgaben der Gemeinschaft mitteilt. Darüber hinaus will die EG- 
Kommission über Ausgaben, die an andere Mitgliedstaaten ge- 
flossen sind, künftig schriftlich Auskunft erteilen. Diese Zusage 
der EG-Kommission ist durch einen Brief an den Bundesfinanz- 
minister abgesichert. 

Artikel 11 

1. In Absatz 1 ist das Inkrafttreten und Wirksamwerden des 
Beschlusses sowie die Notifizierungspflicht der Mitgliedstaa- 
ten für den Abschluß der Ratifizierungsverfahren geregelt. 
Danach wird der neue EG-Eigenmittelbeschluß - unabhängig 
von seinem Inkrafttretenstermin - zum 1. Januar 1995 wirk- 
sam. 

2. Absatz 2 Unterabsätz 1 Buchstabe a regelt die Aufhebung des 
Beschlusses von 1 988. 

3. Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b enthält notwendige 
Übergangsbestimmungen. Er stellt klar, daß bei Anpassungen 
der MWSt-Eigenmittelzahlungen für 1987 und frühere Jahre 
noch der Beschluß von 1985 anzuwenden ist. Das ist deshalb 
von Bedeutung, weil nach dem neuen Beschluß die MWSt-Be- 
messungsgrundlage nur noch bis zu max. 55 % des BSP als 
Bemessungsgrundlage berücksichtigt wird. Satz 1 stellt si- 
cher, daß bei den Anpassungen für frühere Jahre die MWSt- 
Bemessungsgrundlage in vollem Umfang berücksichtigt wird. 

Absatz 2 Unterabsatz 2 Satz 1 regelt den vergleichbaren 
Sachverhalt für die Jahre 1988 bis 1994 bei den MWSt-Eigen- 
mittelzahlungen und für den britischen Korrekturmechanismus 
und erklärt hierfür die Anwendbarkeit des Beschlusses von 
1988. 

Absatz^ 2 Unterabsatz 2 Satz 2 regelt den Sonderfall, daß im 
Zeitraum 1988 bis 1994 ein Mitgliedstaat noch Finanzbeiträge 
gemäß Artikel 2 Abs. 7 des 1988er Beschlusses gezahlt hat; 
auch bei entsprechenden Korrekturen der Zahlungen für diese 
Jahre bleibt danach Artikel 2 Abs. 7 Eigenmittelbeschluß 1 988 
anwendbar. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

1 . Der Bundesrat nimmt Bezug auf seine Stellungnahme 
vom 17. Dezember 1993 - Drucksache 779/93 (Be- 
schluß). Er betont erneut, daß die Erfüllung der Finanz- 
verpflichtungen Deutschlands gegenüber der Europäi- 
schen Union Bundesaufgabe ist und nicht den Ländern 
obliegt. 

Der Bundesrat hatte sich für eine klare Abgrenzung des 
Kreises von Mitgliedstaaten ausgesprochen, der durch 
eine Senkung der Kappungsgrenze bei der MWSt- 
Bemessungsgrundiage begünstigt werden soll. Der 
Bundesrat begrüßt, daß eine vorzeitige Kappung die- 
ser Bemessungsgrundlage lediglich den Kohäsions- 
staaten (Griechenland, Spanien, Irland und Portugal) 
zugestanden wird. 

Der Bundesrat begrüßt ferner, daß nach Artikel 8 des 
neuen EG-Eigenmittelbeschlusses inhaltlich die bishe- 
rigen Regelungen über die Durchführungsvorschriften 
fortgeführt und keine zusätzlichen Prüfungsrechte 
begründet werden. 

2. Der Bundesrat betont, daß das neue Eigenmittel- 
system der Gemeinschaft bis 1999 durch das Ergebnis 
der Delors-Il-Verhandlungen festgelegt ist In Erinne- 
rung an seine Beschlußfassung vom 3. April 1992 hält 
er daran fest, daß sich grundsätzlich die Ausgaben der 
Gemeinschaft entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip 
auf die Aufgaben konzentrieren sollten, die die Mit- 
gliedstaaten nicht mehr allein bewältigen können - BR- 
Drucksache 1 28/92 (Beschluß) - und fordert im übrigen 
eine strikte Haushaltsdisziplin. Der Bundesrat verweist 
darauf, daß die Länder in den Delors-Il-Verhandlungen 
gefordert hatten, daß der relativen wirtschaftlichen 
Schwächung der Bundesrepublik Deutschland seit 
Beginn der 90er Jahre bei der Beschlußfassung zu den 
Eigenmitteln Rechnung getragen werden muß, und 
stellt fest, daß diese Forderung nicht ausreichend 
berücksichtigt wurde. Der Bundesrat ist allerdings der 
Auffassung, daß die Diskussion um die finanzielle 
Lastenteilung notwendigerweise in den Gesamtzu- 
sammenhang der deutschen EU-Mitgliedschaft 
gestellt werden muß. Er betont, daß sich Friedens- 
sicherung und Stabilität in Europa und die wirtschaft- 


liche Wohlfahrt in Deutschland in hohem Maße auf die 
europäische Integration gründen. Er verweist in diesem 
Zusammenhang auch ausdrücklich auf die wichtige 
Rolle der EU-Strukturmittel für die Unterstützung des 
wirtschaftlichen Aufbaus in den neuen Ländern. 

3. Der Bundesrat stellt mit Besorgnis fest, daß sich die 
Situation der Bundesrepublik Deutschland als dem mit 
Abstand größten Nettozahler in der Europäischen 
Union seit Anfang der 90er Jahre dramatisch ver- 
schlechtert hat. Der deutsche Nettobeitrag hat sich 
zwischen den Jahren 1990 und 1992 von rd. 11 Mrd. 
DM auf 22 Mrd. DM verdoppelt. Diese Entwicklung 
steht im offenen Widerspruch zu der mit der Herstel- 
lung der deutschen Einheit verringerten Leistungs- 
fähigkeit. Sie stellt zudem eine erhebliche Zusatzbela- 
stung der öffentlichen Haushalte dar. Der Bundesrat 
fordert daher die Bundesregierung auf, alle geeigneten 
Maßnahmen zu ergreifen, um in der Europäischen 
Union durchzusetzen, daß der deutsche Nettobeitrag 
wieder auf ein im Verhältnis zu den Nettobeiträgen der 
übrigen Mitgliedstaaten angemessenes Niveau zurück- 
geführt wird. 

4. Der Bundesrat stellt fest, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung nach Artikel 23 Abs. 1 GG i.V.m. Artikel 79 
Abs. 2 GG bedarf, weil Hoheitsrechte auf die Europäi- 
schen Gemeinschaften übertragen werden. 

Begründung zu Nummer 4 

Nach Auffassung der Bundesregierung werden durch den 
Eigenmittelbeschluß Hoheitsrechte auf die Europäischen 
Gemeinschaften übertragen. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichts bewirkt die Übertragung von Hoheitsrechten 
einen Eingriff in und eine Veränderung der verfassungs- 
rechtlichen Zuständigkeitsordnung und damit rriateriell 
eine Verfassungsänderung [BVerfGE 58, 1(36)]. Wegen 
dieser Wirkung hält der Bundesrat für jede Übertragung 
von Hoheitsrechten auf die Europäischen Gemeinschaf- 
ten die verfassungsändernde Mehrheit des Artikels 79 
Abs. 2 GG für erforderlich. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Zu Nummer 1 Unterabsatz 1 

In seiner Stellungnahme zum EG-Eigenmittelbeschluß 
vertritt der Bundesrat erneut die Auffassung, die Erfül- 
lung der Finanzverpflichtungen Deutschlands gegen- 
über den Europäischen Gemeinschaften sei Bundes- 
aufgabe und obliege nicht den Ländern. Diese Aus- 


sage wiederholt die seit Jahren vorgetragene Position 
der Länder zu dieser Problematik und läßt die durch 
den Vertrag von Maastricht in Gang gesetzten Ent- 
wicklungen außer Betracht. 

Die Bundesregierung sieht vor dem Hintergrund der 
von Bund und Ländern übereinstimmend gewollten 
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Integrationspolitik in der EU Anlaß, über die Frage einer 
künftigen Mitbeteiligung der Länder an der Finanzie- 
rung der Europäischen Gemeinschaften neu nachzu- 
denken. Der durch den Vertrag von Maastricht erwei- 
terte Handlungs- und Finanzrahmen der Europäischen 
Gemeinschaften und die deutliche Stärkung der Mit- 
spracherechte der Länder nach dem neuen Artikel 23 
GG lassen es als nicht mehr sachgerecht erscheinen, 
die sich aus der Mitgliedschaft in den Europäischen 
Gemeinschaften ergebenden finanziellen Lasten aus- 
schließlict\ dem Bund zu überlassen. Auch die zuneh- 
mend verstärkte Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten 
in klassischen Länderbereichen rechtfertigt es, die 
Länder zukünftig in die Finanzierung miteinzubeziehen. 

Die Bundesregierung hält es in diesem Zusammen- 
hang auch für widersprüchlich, wenn die Länder einer- 
seits - wie auch im derzeitigen Ratifikationsverfahren 
zum EG-Eigenmittelbeschluß deutlich wird - auf eine 
besonders weitgehende Auslegung Ihrer Mitwirkungs- 
rechte im Rahmen der Fortentwicklung der europä- 
ischen Integration Wert legen und andererseits sich 
einer ihrer zunehmenden Verantwortung entsprechen- 
den Mitfinanzierung der Europäischen Gemeinschaf- 
ten weiterhin zu entziehen versuchen. Die Bundesre- 
gierung hält es deshalb für notwendig, über Möglich- 
keiten einer künftigen Mitbeteiligung der Länder an der 
Finanzierung der Europäischen Gemeinschaften nach- 
zudenken. 

2. Zu den Nummern 2 und 3 

Um die verteilungspolitischen Wirkungen der Finanz- 
ströme über den EG-Haushalt darzustellen, gibt es kei- 
nen zuverlässigeren quantitativen Vergleichsmaßstab 
als die Nettopositionen der Mitgliedstaaten. Allerdings 
erschöpft sich der Integrationsaspekt nicht Im Finanz- 
aspekt; vielmehr sind die für alle Mitgliedstaaten gege- 
benen politischen und wirtschaftlichen Vorteile aus der 
Zugehörigkeit zur Europäischen Union bei einer 
Gesamtbewertung der Integration einzubeziehen. 

Die Bundesregierung sieht wie der Bundesrat die 
gegenwärtige Lastenverteilung in der Europäischen 
Union als unausgewogen und problematisch an. Eine 
finanzielle Lastenverteilung, bei der ein Mitgliedstaat 
rd. 70 % des gesamten Nettoressourcentransfers 
trägt, kann weder im Interesse der Gemeinschaft lie- 
gen noch Ist sie für den betroffenen Mitgliedstaat 
zumutbar. 

Die Bundesregierung wird daher künftig noch stärker 
als bisher auf eine sparsame Haushaltsführung, eine 
strikte Beachtung des Subsidiaritätsprinzips, insbe- 
sondere bei Vorschlägen für neue Programme, und 
eine Überprüfung bestehender Ausgaben hinwirken. 
Sie Ist der Auffassung, daß der Haushalt der Gemein- 
schaften nicht von den Konsolidierungsanstrengungen 
der Mitgliedstaaten ausgenommen werden kann. Sie 
erhofft sich bei der Verfolgung dieses Ansatzes auch 
die Unterstützung der Bundesländer. 


Die Bundesregierung wird, soweit Ausgaben auf 
Gemeinschaftsebene tatsächlich unabweisbar werden 
sollten, künftig verstärkt auf angemessenen Rückflüs- 
sen in die Bundesrepublik Deutschland bestehen. 

Über diese kurzfristig wirkenden Maßnahmen hinaus 
sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit einer 
grundsätzlichen Neuordnung von Einnahmen und Aus- 
gaben bei der vor 1 999 anstehenden Überprüfung der 
Gemeinschaftsfinanzen. 

3. Zu Nummer 4 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
jeder Hoheitsübertragung nach Artikel 23 Abs. 1 GG 
mit den nach Satz 3 dieser Norm vorgeschriebenen 
Mehrheiten zugestimmt werden muß. Eine derartige 
Auffassung Ist nicht nur mit dem klaren Wortlaut von 
Artikel 23 Abs. 1 Satz 2 GG unvereinbar, sondern wird, 
wie die Beratungen des Sonderausschusses „Europäi- 
sche Union (Vertrag von Maastricht)“ zeigen, den 
Intentionen des Gesetzgebers nicht gerecht [vgl. 
Beschlußempfehlung und Bericht des Sonderaus- 
schusses „Europäische Union (Vertrag von Maas- 
tricht)“, Drucksache 12/3896, B 1 2.a)]. Der Sonderaus- 
schuß, dem die in der Stellungnahme des Bundesrates 
erwähnte Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichts aus der Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung zur Änderung des 
Grundgesetzes vom 2. Oktober 1992 (Drucksache 
12/3338, dort Anlage 3, Zu Nr. 1) bekannt gewesen 
sein muß, weil er sich mit dieser Gegenäußerung aus- 
drücklich befaßt hat (vgl. a.a.O.), erkennt ausdrücklich 
an, daß es Fälle der Hoheitsübertragung gibt, die dem 
Artikel 23 Abs. 1 Satz 2 GG zu subsumieren sind. Dem- 
entsprechend muß nach Auffassung des Sonderaus- 
schusses „eine Hoheitsrechtsübertragung nur dann 
von einer Zweidrittelmehrheit abhängig gemacht 
werden, wenn man über vorhandene Ermächtigungen 
hinausgeht“ (vgl. a.a.O.) 

Der Aufnahme der Rechtssetzungsbefugnisse des 
Artikels 8 Abs. 2 des Eigenmittelbeschlusses vom 
24. Juni 1988 in den Eigenmittelbeschluß vom 
31 . Oktober 1 994 kommt nach Auffassung der Bun- 
desregierung die von Artikel 23 Abs. 1 Satz 3 GG gefor- 
derte qualifizierte Verfassungsbedeutung nicht zu. 
Denn vorliegend braucht über vorhandene Ermäch- 
tigungen im vorstehenden Sinne deshalb nicht hinaus- 
gegangen zu werden, weil sowohl das System der 
Eigenmittel der Europäischen Gemeinschaften als 
auch die Rechnungsprüfung durch die Europäischen 
Gemeinschaften europarechtlich bereits , begründet 
sind. Der Beschluß des Rates vom 31. Oktober 1994 
über das 'System der Eigenmittel der Europäischen 
Gemeinschaften sieht hierzu lediglich Änderungen in 
den Modalitäten vor, wodurch Kompetenzen abgerun- 
det werden, die bereits zugunsten der Europäischen 
Gemeinschaften begründet waren. 
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